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PROFESSOR UR. ALAN UZELAC\ Zagrcb 

Ist eine Justizreform in Transitionsländern 
möglich? Das Beispiel Kroatien 

- Fall der Bestellung des Gerichtspräsidenten in der Republik 
Kroatien und daraus zu ziehende Lehren -

Das Rechtswesen der Republik Kroatien befmdet sich in einer tiefen Krise. Bei der Suche nach 
den Ursachen kommt dem Zeitraum zwischen 1990 und 2000 mit seinen verheerenden FoLge~ 
wirkungen besondere Bedeutung zu - er war geprägt von Krieg, Instabilität und einer autoritä­
Ten Praxis bei der Ausübung öffentlicher Ämter. Obwohl die JustizreJorm stets als erstklassige 
politische Aufgabe betrachtet wurde, stieß sie von Anbeginn auf zahlreiche Schwierigkeiten. 
Der Anfang einer umfassenderen Reform ist durch eine Entscheidung des Verfassungsgerichts 
vom Miirz 1000 gekennzeichnet, die viele Bestimmungen der bis dahin geltenden Gesetze über 
die Stellung und Rolle der Richter aufhob und in der die Praxis des Staatlichen Gerichtsrats bei 
der Ernennung von Richtern heftig kritisiert wurde. Als verfassungswidrig aufgehoben wurde 
auch die Bestimmung, die den Staatlichen Genehtsrat ermiichtigte, Gerichtspräsidenten zu er­
nennen. Ende 2000 wurde durch Ver[assHngsänderungen und Novellen zum Gerichtsverfas­
sungsgesetz und zum Gesetz über den StAatlichen Gerichtsrat ein neues System der Ernennung 
und Amtsenthebung von Richtern und Sttuttsanwälten eingeführt. Dieses stieß jedoch in den 
Kreisen derer, die durch die Reform persönlich betroffen waren, auf enormen Widerstand. In 
diesem Aufsatz wird auf einen paradoxen Zustand aufmerksam gemacht: die in der Rechtspflege 
tätigen Personen, die einen großen Teil der Verantwortung für den schlechten Zustand der Jus­
tiz und die Verletzung des Prinzips der Vorherrschaft des Rechts !Tagen. werden zu Opfern von 
"Angriffen auf die richterliche Unabhängigkeit'" und fordern die internationalen Institutionen 
zu Eingriffen auf (manchmal sogar nicht ganz erfolglos). Der Mangel an Entschlossenheit zu 
radikaleren Reformen, gemischt mit Systemschwiengkeiten, die be~' jeder Justizreform vorhan­
den sind, und mit dem postsozialistischen Fetischismus der "Unabhängigkeit der richterlichen 
Gewalt"', führt zu schlechten Erfolgsaussichten liir die reformatorischen Bestrebungen. 
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I. DER GESCHICHTI.ICHE RAHMEN DER JUSTIZREFORM: DIE VERSU­
CHUNGEN EINER DREIFACHEN TRANSITION 

1. Einleitung 

Die Reform des Justizwesens genießt heute in der Republik Kroatien zweifelsohne 
den Status einer erstrangigen rechtlichen, politischen, gesellschaftlichen, ja sogar 
wirtschaftlichen Aufgabe. Nie zuvor hat der Zustand der Rechtsprechung soviel 
Raum in den öffentlichen Medien eingenommen; nie zuvor hat der Zustand im 
Rechtswesen erste Ränge auf den Problemlisten besetzt, die sich den Beziehungen 
der Republik Kroatien und den Prozessen der internationalen Imegration in den Weg 
stellen; nie zuvor war das Interesse der allgemeinen Öffentlichkeit - der .. Laien" _ 
für die Probleme der Rechtsprechung so intensiv und ausdauerndl. 

1 Das Aufzählen von Fällen, welche die Zeitungen füllten, würde zu viel Platz erfordern. Zur Illust­
rierung führen wir nur einige Affären an, die bei der letzten Redaktion dieses Textes akruell waren; 
die Absetzun~ des Staatsanwalts R. Onynski und die Anschuldigungen bezüglich einer Zusam­
menarbeit ZWischen Regiern.ng und organisiener Kriminalität (siehe z. S.: V. Rajit, U Hrvatskoj za 
12 godina - .devet ruzitelja!?, Panorama, 13.4. 2002); die Weigerung des Geric~LSpräsidemen in 
Vrbovec, sem Amt der neu ernannten Präsidentin zu übertragen. und seme Kontroverse 
(unterstützt von der Riehtervereinigung) mit dem Justizministenum und dem Präsidenten des 
Obersten Gerichtshofs, der ein solches Verhalten verurteilt hat (siehe z. B.: s. Perica, Crnic; nedo­
pustivo je da suei poticu nasilje, Vecernji list, 22. 4. 2002); öffemliche Proteste wegen des rechts­
kräftigen Uneils, durch welches das Wochenmagazin Feral Tnbune zur Leistung eines Schadener­
satzes wegen Verleumdung verurteilt wurde, weil es den ehemaligen Staatsanwalt Olujic ~uf 
Grund seiner antisemItischen Behauptungen und Lcugnung der Behauptungen, dass es in Kroatien 
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Allein schon diese Tatsachen zeugen davon, dass es sich um ein System handelt, 
das in einer tiefen Krise2 steckt. Diese Bewertung wird z.usätzlich gestützt von eincr 
das Justizwesen erschütternden. anhaltenden Serie von Skandalen, einer enormcn 
Fluktuation der Personen, die lei lende Positionen im Justizwesen innehaben, SOWIC 
statistischen Daten, die von einer unzureichenden Effizienz der Gerichte3 sprechen. 
Vielleicht steckt sogar mehr dahinter, das Gefühl ciner Krise wird von der Tatsache 
verstärkt, dass das Rechtswesen sich unfähig erwiesen hat, einige der SOZialen Schlus­
selprobleme zu bekampfen, wie beispielsweise die organisierte Kriminalität, den po­
litischen Terrorismus, Knegsverbrechen und Irregularitäten beim Privatisierungs­
prozess im Bereich der Wirtschaft. Ganz zu schweigen von einigen subtileren Prob­
lemen wie der feinen Ausbalancicrung einzelner Verfassungsrechte, wie dem Recht 
auf Privatleben, Würde und Ansehen von Individuen auf der einen Seite und Recht 
auf Meinungsfreiheit und öffentliche Berichterstanung auf der anderen Seite. In allen 
Situationen grenzte das Ergebnis des Prozesses, der von der Funktionsfähigkeit des 
Rechtsstaates zeugen sollte, fast ausnahmslos an Absurdität. Insofern haben die Äu­
ßerungen von Premier Racan und anderer hoher Beamter der Regierung, die im Jahr 
2000 an die Macht gekommen ist, darüber, dass dieses oder jenes soziale Problem im 
Zuständigkeitsbereich des unabhängigen Justizwesens liege und von ihm selbständig 
zu lösen sei, den immer fader werdenden Beigeschmack einer Hilflosigkeit bei der 
Konfrontation mit den angehäuften gesellschaftlichen Problemen. 

2. Die Entwicklung des Rechtssystems bis zur staatlichen Unabhängigkeit 

Die Ursprunge der Krise in der kroatischen Rechtsprechung reichen weit in die 
Vergangenheit zurück und setzen sich aus einer Vielzahl von Elementen zusammen. 
Heute ist die allgemeine Meinung verbreitet, dass die Zeit, in der die kroatische 
Rechtsprechung am besten eingerichtet und am funktionsfähigsten war, das späte 
19. Jahrhundert und der Anfang des 20. Jahrhunderts waren - die Zeit also, in der 
Kroatien zu den Ländern der Habsburger Monarchie bzw. der Donaumonarchie4 

überhaupt jemals ~Opfer des Faschismus" gegeben habe, im Text als ,.faschistoid" beschrieben 
hatte (siehe z.B. B. Deiulovit, ZaSro sudovi od 3. 1. 2000. nikoga nisu osudili za ratni zloCin i za 
pljacku u pretvorbi?, Globus, Nr. 588 vom 15.3.2002). 
Die Beschreibung eines Rechtswesens, das in einer Krise steckt, ist sicherlich keine kroatische Spe­
zialität; teilweise könnte man meinen, es handele sich um einen globalen Prozess. Vgl. z. B. A. A. s. 
Zuckennl1.n, (Hrsg.), Civil Justice in Crisis, Oxford, 1999 (Sammelband mit Artikeln über Krisen­
erscheinungen im Rechtswesen von Großbritannien bis Australien. von Brasilien bis zur Schwei7.). 
Der .Bcgriff .der ~rise des Justiz.systems wi.rd in der T~ansitions~age kroatischen Typs je~och 1'0-
tenzlen. weil es mcht nur um die Dauer, die KompleXität und die hohen Kosten der Genchtsver­
fahren geht. sondern auch um einen allgemeinen Mangel an Vertrauen in die Qualität und die Be­
rechenbarkeit des Rechtswesens, was letztcndlich zur Erosion der Rechtsordnung in allen Berei­
chen führt, von geschäftlichen Investitionen bis zur elementaren Rechtssicherheit der Bürger. Über 
einige Aspekte der langwierigen K.rise siehe: Kriza hrvatskog sudstva - nijekanje vladavine prava?, 
Zagreb. 1995 (Edition des Kroatischen Helsinki-Aussehusses für Menschenrechte). 

} Einen herausragenden platz in den öffentlichen Diskussionen über das Rechtswesen nahm die An­
gabe über "eine Million ungelöster Fälle" an den kroatischen Gerichten ein. Diese Angabe ist zwi­
sehenuitlich in den Statistiken des Rechtswesens noch gewachsen, so dass davon ausgcgangen 
wird, dass im Gerichtswesen etwa 1300000 Fälle als Rückstände zu verzeichnen sind. 

~ Zu den gcschichtlicben Einflüssen, besonders auf dem Gebiet des Zivi~rozcssrechts, vgl. Jelinek, 
Einflüsse des österreichischen Zivilprozessrechts auf andere Rechtsor nungen, in: Das deutsche 
Zivilprozessrech[ und seine Ausstrahlung auf andere Rechtsordnungen. Bielefeld, 1991. Zu den 
allgemeinen komparativ-geschichtlichen Aspekten der Entwicklung des Reehtswesens siehe 
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gehörte. Jüngere Geschichtsforschungen haben jedoch gezeigt, dass sich Modernisic­
rungsprozesse - sowohl im Rechtswesen als auch in anderen Sphären des gesell­
schaftlichen und politischen Lebens - in Kroatien nur langsam, unvollständig und 
mir einem enormen Rückstand durchsetzen konnten. Wenn es galt, moderne Ideen 
zu akzeptieren, wozu auch die Menschenrechte und die Vorherrschaft des Rcclus 
zählen, dann war Kroatien die ".Peripherie einer Peripherie"'. Die Effizienz des da­
maligen Gerichtswesens fufhe auf einem strengen bürokratischen Hierarchiemodell 
und einer Beamtenmoral, die sich der staatlichen Autorität unterzuordnen haue. Die 
Reichweite eines solchen Modells demonstrieren am besten die vorbildlich angelcg­
[cn und geführten Grundbücher vom Beginn des 20. Jahrhunderts, deren Vollkom­
menheit und Korrektheit man in den heutigen Justizkreisen noch immer mit Nostal­
gie gedenkt. 

Einem solchen Rechtsprechungsmodell folgten Zeiten mit ausgeprägten Schwa~ 
kungen und einer rechtlich-politischen Instabilität. Vereinzelte Bemühungen, die ei­
nige Rechtszweige auf dem Gebiet des Königreichs Jugoslawien zu vereinheitlichen 
suchten, wurden nicht selten als unerwünschtes zentralistisches Manöver gewertet 
und führten zu mangelhaften Reformen. die nur teilweise Ergebnisse verzeichnen 
konnten6• 

Die sozialistische Staatsära leistete wiederum ihren zusätzlichen Beitrag zum Ver­
derb der noch immer verbliebenen Tugenden des Rechtssystems - Professionalismus, 
Effizienz und eine relative Objektivität und Selbständigkeit. Einzelne "Revolutions­
zeiträume" zeugen von auf Richter und Gerichte ausgeübtem Druck. von Manipula­
tionen mit Amtsträgern und Entlassungen derjenigen Richter, die sich geweigert 
hatten, sich dem politischen Diktat zu unterwerfen' . Es ist wahr, ihrer Anzahl und 
Intensität nach waren derartige politische Eingriffe ins Rechtswesen (insbesondere in 
ihrer radikalsten Form, z. B. der manipulierten Gerichtsprozesse) im sozialistischen 
Jugoslawien nicht besonders ausgeprägt und können nicht mit denen in der Sowjet­
union unter Stalin und in anderen realsozialistischen Staaten verglichen werden. In 
seiner Gesamtheit jedoch wurde das Rechtswesen vernachlässigt und marginalisiert, 

D. Cepulo, Dioba sudstva i uprave u Hrvatskoj 1874. godine - institucionalni, imeresni poredbeni 
vidovi. Hrvatska javna uprava, 112: 1999, S. 227-260. 
Zu jüngeren Forschungen auf diesem Gebiet cf. D. Cepulo. Srediste i periferije: europske i hrvalSke 
odrednice Mazurarucevih reformi ustrojstva vlsati i gradanskih prava (1873-1880), Zbornik Prav­
flOg fakulteta u Zagrebu, 50/6: 2000, S. 889-920. 

6 Als gutes Beispiel kann das Gesetz über gerichtliche Verfahren in ZivilsueilSachen dienen, das in 
K~oatien als Teil derycreinheitl!!=hung des Rechts im K?ni~tum Ju~o~lawien 1929 in Kraft trat. 
Dieses Gesetz, das eIße exakte Uberset?;ung der österreichischen ZIVilprozessordnung aus dem 
Jahr 1895 darstellt, ist (mit zahlreichen Anderungen) im Wesentlichen auch noch heute in Kraft, 
nur wird es in der Praxis auf eine sehr unterschiedliche Art und Weise im Verhihnis zu seinem ge­
schichtlichen Vorbild angewandt - als unminelbares, mündliches und öffentliches Verfahren in der 
Reform von Franz Klein. Zu der heutigen Aktualität eines solchen Modells siehe R. Sprung, 
100 Jahre Östcrreichisehe Zivilprozessordnung, in: Procedural Law in thc Thrcshold of a New 
Millenium - Das Prozessrecht an der Schwelle eines ncuenJahrtausends, Wien, 2002, S. 11-30. 

7 Intensivere politische Säuberungsaktionen fanden zunächst in der frühen Zeit nach dem 
2. Weltkrieg statt und danach während der Zeit der Unterdrückung der liberalen und nationalisti­
schen Bewegung in Kroatien imJahr 1971. Damals wurde z.B. aus dem kroatischen Rechtswesen 
cin Teil der einflussreichsten un besten Fachkräfte, unter anderem auch der angesehene Richter 
Vladimir Primorac entfernt (der nach 199Q erneut zum Präsidenten des Obersten Gerichtshofs er­
nannt wurde, um wieder wegen Unstimmigkeiten mit dem politischen Regime 1996 bei dcn Er­
nennungen des Staatlichen Gerichtsrats aus dem Gerichtswesen entfernt zu werden). Zum publi 
zistischen Wirken und Leben von V. Primorac siehe V. Primorac, Pravorijek, Split, 2000; In me­
moriam: Vladimir Primorac in: Most/Die Brücke, 1-4/2001, S. 298-321. 
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weil nämlich der Grofheil der .~ozialen Probleme außerhalb seiner Institutionen ge­
löst wurde, durch die parteilichen Mechanismen des SK (Savez komunista - Bund 
der Kommunisten) und andere außerinstitutionelle Kanäle. 

3. Die dreifache Transition - die Tuilman-Ara in Kroallen 

Diesen keinesfalls begrüßenswerten Untergrund bedeckte nach der staatsrechtli­
chen Verselbständigung im Jahre 1991 noch eine Schicht. Es handelt sich um einen 
Zeitraum, der wegen der Kompatibilität mit den weiter greifenden mittel- und osteu­
ropäischen Trends als Transition bezeichnet wirdR• Der Begriff "Transition" erfor­
dert jedoch zusätzliche Erläuterungen. Aus der eingangs beschriebenen Darstellung 
geht nämlich hervor, dass es während der gesamten Modernisierung des kroatischen 
Rechtswesens von der Mitte des 19. Jahrhunderts an bis heute fast keinen Zeitab­
schnitt gibt, der nicht im einen oder anderen Sinne als Transition bezeichnet werden 
könnte9• Spricht man jedoch von der Transition nach 1990, dann bezieht sich dies 
auf mindestens drei Bereiche: die Transition aus einem Teil eines Bundesstaates (der 
ehemaligen Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien) in einen selbständigen 
einheitlichen Staat (Republik Kroatien), die Transition aus einem Einparteiensystem 
in ein politisches Mehrparteiensystem sowie die Transition aus der sozialistischen 
Planwirtschaft in die freie Marktwirtschaft. Parallel zum Prozess dieser dreifachen 
Transition lief ein Zeitraum sozialer Instabilität, eines Ausnahmezustands (Kriegs­
und kriegsähnlichen Zustands) sowie eines offenen Kriegs ab_ Der Zeitraum offener 
Kriegskonflikte dauerte für Kroatien fast fünf Jahre (1991 bis 1995), der Zeitraum der 
gesellschaftlichen und sozialen Instabilität währte jedoch wesentlich länger10• 

Vielleicht wäre es übertrieben zu behaupten, dass das letzte Stadium in der Ent­
wicklung des kroatischen Rechtswesens - ein Zeitraum, der sich in groben Zügen mit 
der Regierungszeit des Präsidenten Franjo Tudman deckt - am verheerendsten für 
die ohnehin äußerst fragile Konstruktion des Gebäudes der kroatischen Rechtspre­
chung war. Die Mängel der aktuellen Funktionstüchtigkeit im Bereich des Rechtswe­
sens reichen viel weiter in die Vergangenheit zurück. Unumstritten ist jedoch, dass 
viele Eingriffe in allen Teilen des Rechtswesens vorgenommen wurden, insbesondere 
im Bereich der Richterschaft und der Staatsanwaltschaft, die den ohnehin schweren 

8 Der Begriff .. Transitionsländer" wird sowohl a11&emeiil als auch im Bereich der Rechtsreformen 
und auch auf der Ebene internationaler Organisationen, z. B. von dem Europarat anerkannt_ Siehe 
z.B. The role and responsibilities of the lawyer in a society of transition, Strasbourg, 1999 
(Sammelband mit Arbeiten von der glcichnamlgen Tagung in der Organisation des Europarats 
über das Thema der Stellung des Rechtsanwaltschaft in "Transitionsländern" in Budapest, 9.-
1 L 12. 1997). 

9 Der Terminus n Transition" (von lat. transire - hinübergehen) kennzeichnet nämlich inhaltlich eine 
.. Übergangszeit", d. h. eine Zeit, in der man aus einem Zustand (System von Einrichtungen, Ord­
~1Ungstyp), der aufgegeben :wird, de:. aber noch nic~t endgültig versc~wunden ist, i~ einen .. ande~en 
ubergeht, den man zu erreichen wunscht und erreIChen sollte, der Jedoch noch flicht prasent 1st. 
Definiert man die Transition auf diese Weise, könnte ein großer Teil der kroatischen Geschichte 
einer solchen Beschreibung entsprechen. 

10 Als Zustand einer Instabilität kann eigentlich der gesamtc Zeitraum bis zur ersten friedlichen de­
mokratischen Machtübernahme nach der staatsrechdichen Verselbsrandigung gewertet werden, al­
so die Zeit bis Januar 2000. Einigc potenzielle Ursachen für eine Instabilität (Winschaftskrise, 
Überreste des Einflusses politischen Extremismus) bleiben auch weiterhin bestehen und lassen so 
die Möglichkeit für den Ausbruch neuer Krisensituationen in der Gesellschaft und der Politik of­
fen. 
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Zustand zusätzlich verschlechtert und darüber hinaus die Transitionspro7.csSC behin­
dert oder noch erschwert haben, und das nicht nur im Bereich des Rechtswesens. Die 
an anderer Stelle 11 veröffentlichten Forschungsergebnisse zusammenfassend kann auf 
fünf besonders problematische Trends im Zeitraum zwischen 1990 und 2000 hinge­
wiesen werden: 

a) der verdeckte und der offene Druck auf das Rechtswesen zwecks Verabschiedung politisch 
»tauglicher'" Emscheidungen; 

b) das Schaffen eines anhaltenden Klimas der Unsicherheit und Gefährdung in den Reihen der 
Richter und die Durchführung einer Personalpolitik, die mittelbar oder unmittelbar zum 
Verlust ausgezeichneter Fachleute und von Fachleuten anderer ethnischer Zugehörigkeit 
führte; 

c) die Unterstützung und Förderung der Fachkräfte in Gerichtswesen und Staatsanwaltschaft, 
die eine "nationalbewusste" (ja sogar nationalistische) Politik befürworteten und durch ihr 
Engagement eine aktive Einwirkung auf diskriminierende Trends ausübten, insbesonder~ 
Bereichen ethnischer Konflikte; 

d) eine Destabilisierung, die einen allgemeinen Abfall der Qualität und Effizienz des Rechtswe­
sens verursachte; 

e) das Schaffen korporativer Machtstrukturen im Rechtswesen, die den vermeintlichen Ur­
sprung einer "autonomen" Legitimität des Rechtswesens darstellen, tatsächlich jedoc~ dem 
Uberlehen des ideologischen und politischen Gefüges trotz sozialer und politischer Ande­
rungen dienen und das Ausweichen vor jeder rechtlichen und sozialen Verantwortung für 
die Krise und der Schaffung von Bedingungen für ihre Bewältigung ermöglichen. 

Dieser Beitrag wird sich auf die Versuche einer Reform des kroaüschen Rechtswe­
sens konzentrieren, die nach dem Jahr 2000 erfolgten. Da es sich um ein weit rei­
chendes Gebiet handelt, wird ein besonders typischer und charakteristischer Teil der 
Reform als Beispiel dargestellt, der zudem die paradigmatischen Schwierigkeiten und 
Einschränkungen des Reformprozesses gut illustrieren kann und darüber hinaus auch 
einige allgemeine Fragen in Bezug auf die Möglichkeit zur Realisierung schneller und 
wirkungsvoller Reformen im Rechtswesen von Transitionsländeni aufwirlt. 

11. .OLIGARCHIE DES PRÄSIDENTEN" UND DIE GESCHICHTE IHRER 
DEMONTAGE 

1. Die doppelte Rolle des Gerichtspräsidenten vor dem Jahr 2000 

Eine der Methoden, mit denen die politische Macht bemüht war, im letzten Jahr­
zehnt des 20. Jahrhunderts in den Bereich des Rechtswesens einzugreifen, bestand in 
der Ernennung dem System ergebener Richter (bzw. von Richtern, die der damals 
herrschenden politischen Partei, der HDZ [Hrvatska Demokratska Zajednica = 
dtsch. Kroatische Demokratische GemeinschaftJ und ihrer Politik zugewandt waren) 
in leitende Funktionen in der Justizhierarchie. Unter diesen funktionen waren die 
Positionen der Gerichtspräsidenten von besonderer Bedeutung. Obwohl in den ge­
setzlichen Vorschriften das Amt des Gerichtspräsidenten als Position desjenigen 
Richters definiert wurde, der sich außer mit scinen gewöhnlichen richterlichen Auf­
gaben (oder statt ihrer) auch mit Aufgaben der Gerichtsvetwaltung beschäftigt, hat 

11 A. Uzelac, Role and Status of Judges in Croatia, in: P. Oberhammer (Hrsg.), Richteebild und 
Rechtsrcform in Mitteleuropa, Wien, 2001, $. 23-65; Uzelac. Hrvatsko pcavosude u devedesetima: 
od driavne nezavisnosti do mstitucionalne kri".e, Politii:ka misao, 3812: 2001, S. 3-41. 
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die politische Logik bald begriffen, dass man den Gerichtspräsidenten in geeigneten 
Fällen über seine Rolle hinausheben kann (primus inter pares) und er als Vermittler 
der Interessen politischer Machthaber dienen kann. 

Die Organisation der Gerichte in Kroatien ist sehr unterschiedlich, und ihre An­
ahl ist groß (derzeit mehr als 250 Gerichte). Es ist klar, dass zu Zwecken der politi­
schen Instrumemalisierung nicht alle Ämter der Gerichtspräsidenten interessant wa­
ren. Von Anfang an war das Amt des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs der Re­
publik Kroatien besonders attraktiv, aber auch die Ämter der Gerichtspräsidemen an 
Gerichten höherer Instanz, an größeren Gerichten oder an Gerichten in Regionen 
waren von besonderem Interesse. Die Geschichte des Wechsels des Vorsitzenden am 
Obersten Gerichtshof der Republik Kroatien stellt die interventionistische Atmos­
phäre prägnant dar - die Bereitschaft zu politischen Übergriffen in die Aufgaben des 
Rechtswesens, die aus dem Konzept der Unabhängigkeit des Rechtswesens nicht 
selten eine Travestie gemacht haben. 

2. lnstitutionalisierung der Präsidentenoligarchie durch das Wirken des Staatlichen 
Gerichtsrats 

Eine ausgewählte Gruppe von Gerichtspräsidenten gab den Ton an bei der 
Durchführung politischer Interventionen durch das Wirken des Staatlichen Gerichts­
rats. Dieses Organ, das in der Verfassung von 1991 als Organ gedacht war, das die 
Autonomie des Rechtswesens darstellen sollte, wurde vier Jahre danach, als man es 
letztendlich bildete, zum Brennpunkt politischer Interventionen und einer der 
Hauptgeneratoren für die Krise im Rechtswesen. Die Art und Weise, auf die der 
Staatliche Gerichtsrat zum Hebel der Exekutivgewalt geworden ist (und manchmal 
sogar zum direkten Vollstrecker von Entscheidungen über Personalwechsel im Ge­
richtswesen, die direkt vom Staatspräsidenten Franjo Tuaman herrührten). kann man 
relativ leicht nachvollziehen. Während eines kurzen Zeitraums, in dem die Tätigkeit 
des Parlaments von einem Großteil der Opposition wegen undemokratischer Me­
thoden bei der Machtausübung boykottiert wurde, wurden anstatt von legitimen und 
fachlich qualifizierten Kandidaten gerade die Richter und Staatsanwälte in den Staat­
lichen Gerichtsrat ernannt, bei denen es absehbar war, dass sie eine bestimmte partei­
liche Option unterstützen und ihr dienlich sein würden, ganz nach Bedarf, zur 
Transmission politischer Weisungen aus den staatlichen und parteilichen Zentren der 
Macht. 

Den Staatlichen Gerichtsrat hätten, den vcrlassungsrechtlichen Bestimmungen 
zufolge, größtenteils Richter bilden müssen (8 bis 15 Mitglieder); den zweiten Rang 
hätte die Kategorie der Staatsanwälte einzunehmen (4 Mitglieder); Angehörige der 
übrigen Zweige (Professoren der Rechtswissenschaften und Rechtsanwälte) hatten 
eine deutlich untergeordnete Position (ein Fünftel, d.h. 3 Mitglieder)12. Die verfas­
sungsrechtliche Idee eines Organs der Justizautonomie beruhte auf der Annahme, 
dass gerade diejenigen, die Urteile fällen oder über andere wichtige Fragen entschei­
den, bei Entscheidungen am empfindlichsten auf potentielle Eingriffe in ihre sub-

12 Die Normen über die Anzahl der Mitglieder und ihre Wahl sind im Gesetz über den Staatlichen 
Gerichtscat enthalten (Narodne novme - fortan: NN - Ne. 58/93, 49/99 und 129/2000 - nachfol­
gend: ZDSV). Siehe Art. 4 Abs. 2 ZDSV (früher Novelle aus dem Jahr 2000). 
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stantielle Autonomie reagieren würden. Zur Bekämpfung solcher autonomistischer 
Tendenzen hinsichtlich der Einnahme von potentiell untauglichen regimefeindlichen 
Standpunkten seitens des unabhangigen Rechtswesens wurden Statt "gewöhnlicher'" 
Richter und Staatsanwälte fast ausschlicf~lich Gerichtspräsidenten und leitende Ober­
staatsanwälte in den Staatlichen Gerichtsrat gewählt, also diejenigen, deren Tätigkeit 
sich in erster Reihe nicht auf richterliche Aufgaben bezog, sondern die schon vorher 
eine doppelte Position innehatten, welche zumindest teilweise aus der Durchführung 
von Anweisungen anderer leitender Justizverwaltungsbehärdcn bestand. 

In einer solchen Kräftckonstellation nahm der Staatliche Gerichtsrat 1996 seine 
Tätigkeit auf, in einem der Zeiträume, in denen auf staatlicher Ebene die Tendenzen 
einer autoritären Machtausübung immer stärker wurden. Sein Wirken war für den 
Zustand im Rechtswesen weitaus verheerender, als es in irgendeinem anderen Zeit­
raum seiner Tätigkeit hätte überhaupt sein können. Zu Beginn seines Mandats hälililt. 
der Staatliche Gerichtsrat - gemäß den problematischen Übergangsbestimmungen 
des 1993 verabschiedeten Gesetzes über seine TätigkeitlJ - alle Richter im Staat er­
nennen müssen. Diejenigen, die sie nicht ernannten, verloren ihr Amt. Dadurch wur­
de ein idealer Raum für Willkür, politischen Interventionismus und Nepotismus ge­
schaffen, weil durch die Nichternennung einzelner Richter diese de facto ihres Amtes 
enthoben wurden, und das ohne jede Begründung. Diese Möglichkeit zu einer un­
kontrollierten und unbegründeten Endassung von Richtern und Staatsanwälten 
konnte der Staatliche Gerichtsrat schon allein wegen der Natur der Sache nur zu die­
sem Zeitpunkt haben, weil es einen ordentlich ernannten Richter ansonsten nUr in ei­
nem komplizierten Disziplinarverfahren seines Amts hätte entheben können, wobei 
er ihm auf jeden Fall eine Anhörung häHe ermöglichen und die gefällte Entscheidung 
hätte begründen müssen. So konnte sich der Staatliche Gerichtsrat in der Zusammen­
setzung, in der er gewählt wurde, eine solche Möglichkeit nicht entgehen lassen, so 
dass er praktisch ab dem ersten Augenblick seines Wirkens kontroverse Entschei­
dungen zu fällen begann, in denen die politische Natur seiner Tätigkeit leicht er­
kennbar wurde. 

Vom Beginn seiner Tätigkeit verursachte der Staatliche Gerichtsrat eine anschei­
nend paradoxe Konstellation in den Verhältnissen zwischen den leitenden Institutio­
nen im nationalen Rechtswesen (zu denen, außer dem Staatlichen Gerichtsrat, der 
Oberste Gerichtshof, das Verfassungsgericht und das Justizministerium zählten). Es 
wäre üblicherweise zu erwarten gewesen, dass der Staatliche Gerichtsrat und der 
Oberste Gerichtshof die professionelle Autonomie unterstützen und fördern, wäh­
rend das Verfassungsgericht und das Justizministerium (als Organe, die zumindest 
teilweise politischer Natur sind) die Interessen des staatlichen und politischen Gip­
fels repräsentieren würden. In Kroaüen herrschte jedoch in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre ein diametral entgegengesetzter Zustand: während der Oberste Ge­
richtshof (mit Hilfe der politisch ernannten Präsidenten) und der Staatliche Gerichts­
rat (von Oberstaatsanwälten und Gerichtspräsidenten beherrscht) den raison d'etat 
im Widerspruch zu den professionellen Kriterien der Unabhängigkeit und der Qua­
lität unterstützten, versuchten das Verfassungsgericht und das Jusrizministerium 

13 Das Gesetz über den Staatlichen Gerichtsrat (Zakon 0 Dr7,avllom sudbt::nom vijeeu - ZDSV) wur­
de 1993 verabschiedet und trat am 26. 6.1993 in Kraft, dic meisten seiner Bestimmungen wurden 
jcdoch bis zur Verabschiedung des Gerieht.~verfassungsgesetzes (Zakon 0 sudovima, wörtlich: Ge­
setz über die Gerichte - Januar 1994) nicht angewandL, so dass faktisch die ersten Ernennungen 
durch den Staatlichen Gerichtsrat im Februar 1995 erfolgten. 
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(zumindest während des Mandats einiger der zahlreichen Minister, die ständig ge­
wechselt wurden) die Kanale des politischen Voluntarismus zu schlid~en und we­
nigstens teilweise die negativen Wirkungen der vom Staatlichen Gerichtsrat im Ge­
ridnswesen durchgeführten Personalpolitik abzuschwächen 14. 

Der Versuch der Zügelung einer derartigen politischen Personal besetzung im Ge­
richts- und Rechtswesen verzeichnete keinen sehr großen Erfolg. Das Justiz­
ministerium versuchte mehrfach, mit Gesetzesänderungen auf die Wirkungsweise des 
Staatlichen Gerichtsrats Einfluss zu nehmen, jedoch ohne größeren Erfolg. Anderer­
seits waren die Entscheidungen des Staatlichen Gerichtsrats bereits ab den erSlen Er­
nennungen von Richtern (d.h. den ersten .. stillschweigenden" Entlassungen) einer 
verfassungsrechtlichen Überprüfung unterworfen, und das Verfassungsgericht hat 
wegen der Verletzung der Verfassungsrechre der Kandidaten im Verfahren eine gro­
ße Anzahl von Entscheidungen aufgehoben. Aber fast keine Aufhebung einer Ent­
scheidung des Staatlichen Gerichtsrats hat letztendlich zur AnnulIierung der negati­
ven Auswirkungen solcher Entscheidungen geführt. Der Staatliche Gerichtsrat hat 
nämlich nach Aufhebung seiner Entscheidungen in der Regel das Verfahren nur wie­
derholt, um im gleichen Verfahren (und häufig mit denselben Verletzungen und der­
selben Willkür im Verfahren) wieder dieselben Kandidaten gewählt. Am besten wird 
dieser Machtkampf zwischen dem Staatlichen Gerichtsrat und dem Verfassungs­
gericht an den Beispielen aufgezeigt, welche die Spitzenpositionen im Gerichtswe­
sen betrafen: die Ämter des Präsidenten und der Richter des Obersten Gerichts­
hofs ls• 

Bis zum Jahr 2000 konnte sich das Verfassungsgericht bei Auseinandersetzungen 
mit dem Staatlichen Gerichtsrat nur auf dem Papier erfolgreich durchsetzen. Obwohl 
die Entscheidungen des Verfassungsgerichts bei Experten in der Öffentlichkeit Bei­
fall ernteten, hatte ihr unzulänglicher Erfolg oder gar Misserfolg in der Praxis nicht 
selten eine eher entmutigende Wirkung. Sogar die respektabelsten und besten Rich­
ter, die wegen der Ergebenheit gegenüber den Idealen einer unabhängigen Justiz vom 
Staatlichen Gerichtsrat ihres Amts enthoben wurden, hatten oftmals nicht ausrei­
chend Kraft und Ausdauer im Kampf um ihre Position, in dem sie Verfassungsbe­
schwerden zwar eingeleitet und gewonnen hatten, der Staatliche Gerichtsrat jedoch 
dasselbe Verfahren mit demselben erniedrigenden Ergebnis wiederholte. So hatten 
von 18 Kandidaten, die nicht ernannt wurden, zunächst 13 Richter die erste Vertas­
sungsbeschwerde wegen (Nicht-) Ernennung gegen den Beschluss des Staatlichen 
Gerichtsrats erhoben; nachdem der Beschluss aufgehoben worden war und sie auch 
zum zweiten Mal nicht ernannt wurden, haben 10 von ihnen erneut eine Verfas-

H Schon die erste vom Staatlichen Gerichtsrat getätigte Ernennung wies auf die Natur der Aktivita­
ten dieses Organs hin. So wurde durch Beschluss 1-1I1995 vom 16. Februar 1995 die Ernennung 
der Richter des Obersten Gerichtshofs vorgenommen. Durch diesen Beschluss wurden, entgegen 
den Beurteilungen und Meinungen der FachweiL, nur die Kandidaten ernannL, die VOm damaligen 
Prasidemen des Obersten Gerichtshofs vorgeschlagen worden waren; durch Nichternennung 
wurden 17 bisherige Richter des Obersten Gerichtshofs ihres Amts enthoben. unter anderem auch 
Vladimir Primorac (der Vizepräsident des Gerichts und Kandidat mit der größten Unterstützung 
für das Amt des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs war) sowie der damalige Vorsitzende der 
Vereinigung, der Richter Petar Novoselec. Siehe mehr in: A. UzeLu:, Role and Status of Judges in 
Croatia (Fn. 11),S. 37~40. 

15 Zum Fall der Amtsenthebung des Präsidcmen des Obersten Gerichtshofs Krunislav Olujic im 
Disziplinarverfahren wcgen des gesetzwidrigen Lauschan~riffs durch die Angehörigen von Ge­
heimdiensten siehe Uzelac, Role and Status oE Judges Iß Croatia (Fn.lI), S.45-51; Uzelac. 
Hrvatsko pravosude u devedesetima (Fn. 11), S. 26-J1. 
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sungsbeschwenle erhoben; zu einer drinen Verfassungs beschwerde gelangten nur 
noch fünf von ihnen 1h• 

3. Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 15. 3. 2000 

Nachdem mehrere Dutzend einzelner Beschlüsse des Staatlichen Gerichtsrats über 
die Ernennung von Richtern aufgehoben worden waren, hat das Verfassungsgericht 
sein Augenmerk - allerdings mit einem Verzug von mehr als fünf Jahren - auf die 
Verfassungsmäßigkeit der Bestimmungen gerichtet, auf deren Grundlage die nicht 
verfassungsmäßigen Ernennungen erfolgt waren. Auf den ersten Blick schien es, als 
seien keine großen Änderungen zu erwarten. Die Entscheidung vom 15. März 200017 

unterschied sich jedoch wegen ihrer Reichweite und Radikalität sowie wegen _ 
Gründlichkeit der Darlegung der wahrgenommenen Irregularitäten wesentlich von 
den früheren Entscheidungen. Erstmalig kennzeichnete sie die Richtung, in der sich 
Justizreformen bewegen könnten und müssten, so dass sie zum Ausgangspunkt und 
zum ersten festen Punkt der Reformen der nachfolgenden Jahre geworden ist. Eine 
begünstigende Wirkung hatten auch andere Umstände, die mit dieser Entscheidung 
koinzidierten - in erster Reihe der Tod von Staatspräsidenten Tudman sowie der Re­
gierungswechscl zu Beginn des Jahres 2000. 

Durch seine Entscheidung in den Sachen Nr. 659/94, 146, 228 und 508/96 sowie 
589/99 hob das Verfassungsgericht der Republik Kroatien mehrere Bestimmungen 
des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat als verfassungswidrig aufl&. Unter den 
aufgehobenen Bestimmungen befanden sich auch die Bestimmungen, die sich auf die 
Ernennung und Amtsenthebung von Gerichtspräsidenten bezogen, einschließlich der 
Präsidenten der Obersten Gerichtshofs der Republik Kroatien, der Bestimmungen 
über das Verfahren zur Ernennung von Richtern sowie über Disziplinarverfahren. 
Unter anderem verwarf das Vertassungsgericht das Recht des Staatlichen Gerichts­
rats, die Gerichtspräsidenten zu ernennen, wie auch das Recht des Gespanschaftshau­
ses des Parlaments, den Präsidenten des Obersten Gerichtshof und den Oberstaats­
anwalt der Republik Kroatien vorzuschlagen; aufgehoben wurden die Bestimmungen 
über Disziplinarverfahren, nach denen der Staatliche Gerichtsrat über die disziplina­
rische Verantwortung von Richtern entschied; aufgehoben wurden auch die Bestim­
mungen über die Vertahrensweise des Staatlichen Gerichtsrats bei der Entscheidung 
über die Kandidaten zur Bekleidung richterlicher Ämter. 

Interessant und erwähnenswert ist, dass ein guter Teil der Argumentation des 
Verfassungsgerichts aus dieser Entscheidung auf Interpretationen von Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte beruht. Das Verfassungsgericht be­
rief sich auf Entscheidungen in den Fällen der Sunday Times gegen Großbritannien, 
Silver u.a. gegen Großbritannien und Malone gegen Großbritannienl9• Die Quintes-

16 Siehe Entscheidung des Verfassungsgericltts vom 29. März 1995 (NN 22/95); Entscheidung vom 
30. November 1995 (NN 98/95); Emscheidung vom 3. Februar 2000 (NN 2012000). 

17 Entscheidung in den Fällen U-I-659/1994, U-I-H6I1996, U-I-228/1996, U-I-508/1996 und 
U·I-589/1999 (NN 31/2000 vom 22. März 2000). 

18 Gesetz über den Staatlichen Gerichtsrat (ZDSV), NN 58/93, 49/99, 129/2000. 
19 Sunday Times gegen Großbritannien, Fall Nr. A-30, Uneil vom 26. Aeril 1979 (HUDOC 

REF00000169); Silver und andere gegen Großbritannien, Fall Nr. A-61, Urtet! vom 25. März 1983 
(HUDOC REF00000162); Malone gegen Großbritannien, Fall Nr. A-82. Urteil vom 2. August 
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senz dieser Urteile besteht in der These, dass "ein Gesetz, das eine immer gröHere 
Ungewissheit im Hinblick auf die endgültigen Wirkungen seiner Bestimmungen 
gestattet, weder als Gesetz bewertet werden kann, das auf dem Prinzip der Vorherr­
schaft des Rechts beruht, noch als Gesetz, durch welches das Prinzip der Rechtssi­
cherheit verkörpert wird"lo. Wie in den angeführten Fällen hat das Verfassungsge­
richt ein Verfahren zur Überprüfung der Bestimmungen des ZDSV eingeleitet und 
eine Reihe von Bestimmungen dieses Gesetzes aufgehoben, nachdem es festgestellt 
hat, dass die "Folgen, die sie (die angefochtenen gesetzlichen Bestimmungen) im 
konkreten Fall verursachen, den legitimen Erwartungen der Parteien, auf die sie an­
gewandt werden, nicht angemessen sind«. Tatsächlich hat das Verfassungsgericht 
festgestellt, dass sich der Staatliche Gerichtsrat durch die Praxis der nahezu sieben­
jährigen Anwendung des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat in einem solchen 
Maße von den legitimen Erwartungen der fachkundigen und der allgemeinen Öf­
fentlichkeit endernt hat, dass er ., dem Ziel und dem Zweck, deretwegen er gegründet 
wurde, entgegenwirkte"21. Auf der Grundlage einer solchen Schlussfolgerung hat das 
Verfassungsgericht der Republik Kroatien eine Entscheidung über die Vertassungs­
widrigkeit von Bestimmungen verkündet, bei denen es eine Verletzung der Regel über 
die Bestimmtheit bzw. der Regel, wonach "ein Gesetz, das ein Recht auf Ermes­
sensausübung erteilt, auf den Umfang dieses Rechts verweisen muss", festgestellt hatll. 

Durch seine Entscheidung hat das Verfassungsgericht auch die Aufgabenteilung 
zwischen den Gerichten, dem Staatlichen Gerichtsrat, der Legislative und des zu­
ständigen Ministeriums problematisiert. Er hat ferner die Frage der Differenzierung 
zwischen den unterschiedlichen Aufgaben und Funktionen aufgeworfen, die von den 
Gerichten im Bereich der juristischen Umersrützung von Bürgern und der Erledi­
gung anderer gesetzlicher und verfassungsrechtlicher Aufgaben ausgeübt werden. 
Insbesondere wurde die Frage nach einer Abgrenzung zwischen den richterlichen 
Aufgaben im engeren Sinne gestellt (Anwendung des Gesetzes im konkreten Fall) 
und den anderen Aufgaben, die bei den Gerichten verrichtet werden, um eine hoch­
wertige, ordentliche und schnelle Erledigung der Aufgaben zu gewährleisten und die 
substantielle, funktionale und interne Unabhängigkeit des Gerichtswesens zu schüt­
zen - die Aufgaben der gerichtlichen Selbstverwaltung und die Aufgaben der Ge­
richtsverwaltung. 

In der angeführten Entscheidung wurde bestimmt, dass die aufgehobenen Bestim­
mungen ab dem 31. Oktober 2000 nicht mehr gelten (später wurde dieser Termin 
wegen der Verabschiedung verfassungsrechtlicher Änderungen auf den 31. Dezember 
2000 verschoben)23, wodurch eine kurze Frist zur Angleichung des Gesetzes, für die 
Erarbeitung einer Strategie für eine Jusqzreform und die Verabschiedung entspre­
chender Gesetzesnovellen gesetzt wurde. In der angeführten Frist galt es nun, ein 
Gesetz zu verkünden. das neue, verfassungsgemäße Normen enthalten sollte, weil 
anderenfalls das Entstehen einer ernsthaften Gesetzeslücke drohte. 

1984 (HUDOe REFOOOOOl18); siehe auch HarrisIO'Boyle/Warbrick, Law of (he European Con­
vention on Human Rights. London, 1995, S. 285-301. 

20 Entscheidung des Verfassungsgerichts der Republik Kroatien vom 15. März 2000, ad 19.4. 
21 Ibid., ad 19.3. 
22 Das Verfassungsgericht zitiert hier exrlizit das dictum aus der Entscheidung des Europäischen Ge­

richtshofs für Menschenrechte im Fal Silver. 
2J Siehe die Entscheidung des Verfassungsgerichts der Republik Kroatien vom 11. Oktober 2000 

(NN 10712000 vom 3 L Oktober 1000). 
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4. Verfassung)-anderungen im Jahre 2000 

Nur einige Monate nach der Entscheidung des Verfassungsgerichts, als man bereits 
die Änderungen des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat und des Gerichtsver­
fassungsgeserzcs in Angriff genommen hane, wurde das Verfahren für V erfassungs­
reformen initiiertH . Obwohl sein erstrangiges Ziel sich auf einen anderen Bereich 
richtete (Beschränkung der Möglichkeiten einer autokratischen Herrschaft des 
Staatspräsidenten und Einführung eines parlamentarischen Regierungssystems)25, ha­
ben die Verfassungsänderungen das Rechtswesen nicht umgangen. Die Änderungen 
waren fast ausschließlich durch die Beschlüsse des Verfassungsgerichts und die T en­
denz motiviert, einen Weg zu finden, um die grundlegenden Verursacher politischer 
Interventionen im Bereich des Rechtswesens zu entfernen. 

Zunächst - obwohl auch andere Vorschläge kundgetan wurden26 - ist in den V~ 
fassungsänderungen das Institut des Staatlichen Gerichtsrats als zentralem Organ der 
gerichtlichen Selbstverwaltung enthalten. Vielleicht war der Grund dafür die Be­
wertung, dass es erforderlich war, evolutionäre und nicht revolutionäre Änderungen 
vorzunehmen; vielleicht war der Grund dafür auch einfach der Zeitmangel und die 
Tatsache, dass der Schwerpunkt der Verfassungsreformen anderswo lag und nicht in 
der Sphäre der Justiz. In jedem Fall ist in den zehn Artikel umfassenden Verfassungs­
änderungen (Art. 55-65) die allgemeine verfassungsrechtliche Konzepüon des Ge­
richtswesens als unabhängigem Zweig der Staatsgewalt enthalten, deren organisatori­
sche und substantielle Autonomie durch das Organ des juristischen Berufstandes, 
den Staatlichen Gerichtsrat, geschützt wird. Es wurde aber versäumt, bei der grund­
legenden Revision des Verfahrens für die Ernennung der Mitglieder des Staatlichen 
Gerichtsrats einen Schritt weiter zu gehen, denn auch nach dem neuen Verfassungs­
system werden seine Mitglieder nicht direkt von den Vertretern der juristischen 
Fachweh, sondern endgültig von den Vertretern der gesetzgebenp.en Gewalt im Par­
lament gewählt. Die einzige Änderung im neuen System bezog sich auf die Kammer 
des Parlaments, die für die Ernennung zuständig ist: aus der Zuständigkeit des Un­
terhauses (Gespanschaftshaus) wurde die Befugnis zur Ernennung in die Zuständig­
keit des Oberhauses (Abgeordnetenkammer) übertragen27 • 

Das Ergebnis waren jedenfalls auch Bestimmungen, welche die Verhältnisse und 
institutionellen Strukturen des Justizwesens im Interesse ihrer Funktionsfähigkeit 
wesendich verändert haben. Durch die Verfassungsänderungen wurden Fragen des 
organisatorischen Justizrechts ausdrücklich geregelt, die zuvor nicht Gegenstand 

24 Änderungen der Verfassung der Rt'publik Kroatien vom 9.11. 2000 (NN 11312000 vom 16.11. 
2000); Verfassungsanderungen vom 28.3.2001 (NN 28/2001 vom 2. Apri1200l). 

2S Zur Reform der Organisation der Regierung durch die Venassungsanderungen aus dem Jahr 2000 
siehe: B. Smerdel, Usrrojsrvo vlasti Republike Hrvatske - nova ustavna rjeSenja i njihovi izgledi, 
Zbornik Pravnog fakuheta u Zagrebu, 51/1: 2000, S. 5-21. 

26 Die ernsthafteste Kritik 30m Staatlichen Gerichtsrat übte noch im Septembt'r 1998 Vladimir Primo­
rac; er schlug vor, man sollte auf dieses Organ verzichten zu Gunsten der Wiedereinführung der 
Ernennung und Amtsenrhebung von Richtern und Staatsanwälten durch das Parlament "als größe­
rem Garant für Objektivität, zum Unterschied zu den fünfzehn möglichen Frenetikern im Staatli­
chen Gerichtsrat, die heute die Politik einer Partei und morgen vielleicht die der regierenden Par­
teien d~rchfiihren" - siehe Primorac, Pravorijek (Fn. 7), S. 54-56. 

U Diese Ubergangslösung fand nur einige Monate lang Anwendung, bis in der zweiten Phase der 
Verfassungsänderungen das parlamentarische System mit zwei Kammern durch die Beseitigung 
des Gespanschahshauses endgültig abgeschafft wurde, wodurch alle parlamentarischen Befugnisse 
auf das Abgeordnetenhaus übergingen (seitdem: das Kroatische Parlament). 
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vcrfassungsrechdicher Vorschriften, sondern der Gesetze und untergeordneten Re­
gelungen waren (oder überhaupt keiner Norm unterlagen). Einzelne, bis zu diesem 
Zeitpunkt geltende Rechtsnormen wurden wegen Schwierigkeiten bei ihrer vorheri­
gen Auslegung und Anwendung präzisiert. 

Die Änderungen betrafen folgende Themenkreise: das richterliche Mandat 
(Beständigkeit und Probezeit. Immunität), Verfahrensgarantien (Abstimmung mit 
dem Recht auf ein faires Verfahren gemäß Art. 6 EMRK, insbesondere in Bezug auf 
die Öffentlichkeit des Verfahrens), das Verfahren über die Amtsenthebung und die 
Disziplinarhaftung von Richtern sowie die Reorganisation der Institution des 
Staatlichen Gerichtsrats und des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs. lnfolge 
der Änderungen hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Zuständigkeit der Parla­
mentskammern wurden auch die bisherigen Zuständigkeiten des Gespanschaftshau­
ses beim Wahlverfahren für einzelne Justizbehörden und Amtsträger zum größten 
Teil aufgehoben. 

Ein Teil der Änderungen war auf die Festib'l.lflg der richterlichen Position ausge­
richtet. So wurde auf verfassungsgerichdicher Ebene die verhältnismäßig hohe Al­
tersgrenze für den Eintritt in den Ruhestand von Richtern auf 70 Jahre festgelegt28• 

Ein anderer Teil betraf die fachliche Befähigung und die Verantwortung der bestell­
ten Richter - so wurde beispielsweise für Richter, die zum ersten Mal in ihr Amt er­
nannt wurden, eine Probezeit von fünf Jahren festgelegt (Richter auf Probe), wonach 
der Richter dann mit einem ständigen Mandat bestellt werden kann. Auch die Be­
stimmungen über die Immunität der Richter wurden präzisiert, unter Hinzufügung 
der Bestimmung, dass die richterliche Immunität bei Urteilen stets dann keinen 
Schutz bieten darf, wenn der Richter eine Gesetzesverletzung begeht29• 

Die wichtigsten Änderungen bezogen sich dennoch auf die Stellung, die Beset­
zung, die gegenseitigen Beziehungen und die Befugnisse der Spitzeninstitutionen der 
Justiz - des Staatlichen Gerichtsrats, des Verfassungsgerichts und des Obersten Ge­
richtshofs. Was den Staatlichen Gerichtsrat angeht, so wurden zwei wesentliche Än­
derungen vorgenommen, welche die Hauptgefahr für politische Eingriffe ausschalten 
sollten. Einerseits wurden aus der Besetzung des Staatlichen Gerichtsrats die Staats­
anwälte entfernt (für deren Berufsstand durch die Verfassung ein anderes Organ ge­
bildet wurde: der Staatsanwaltsrat)3°. Dadurch wurde auch die Anzahl der Mitglieder 
des Staatlichen Gerichtsrats von 15 auf tl verringert, zu denen weiterhin Richter, 
Rechtsanwälte und Universitätsprofessoren der Rechtswissenschaften gehören. Noch 
wichtiger ist jedoch. dass für diejenigen Richter die Mitgliedschaft im Staatlichen Ge­
richtsrat wegen Inkompatibilität ausgeschlossen ist, welche die Funktion von Ge­
richtspräsidenten innehaben, wodurch auf verfassungsrechtlicher Ebene zu einem 
Teil auch das weitere Reformkonzept vorausbestimmt wurdeJl

. 

In dem zwischen dem Staatlichen Gerichtsrat und dem Verfassungsgericht ge­
führten Kampf um die normative und faktische Vorherrschaft bei der Ernennung 

28 Neuer Art. 120. Abs. 3. Pkt. 5. der Verfassung der Republik Kroatien (siehe Art. 58 der Verfas­
sungsänclerungen, NN 11312000). 

29 Siehe Art. 55 bis 59 der Verfassungsänderungen von November 2000. 
30 Siehe den neuen Art. 121 a der Verfassung in Verbindung mit der Bestimmung über die Änderung 

der Zusammensetzung des Staatlichen Gerichtsrats, die durch Artikel 59 der Verfassungsänderun­
gen eingebracht wurde (2000). 

II A:t. 121 Abs. 3 de.r Verfass~ng schreibt ausdrücklich v~r, da~s "Gerichtsprasidenten nicht zu Mit· 
gliedern des Staatlichen Genchtsrats gewahlt werden kannen . 

., 
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und Enthebung von Richrcrn hat sich der Schwerpunkt durch die vcrfassungsrechdi­
ehen Änderungen entscheidend in Richrung Verfassungsgericht verlagert. Das Ver­
fassungsgcrichc har danach seine Befugnisse hinsichtlich der Kontrolle der Verfas­
sungsmäßigkcir der Verfahrensweisen beim Staatlichen Gerichtsrat nicht mehr mit­
telbar, über das Institut der Verfassungsbeschwerde, sondern unmittelbar geltend 
gemacht - als neues Organ, das in zweiter Instanz über die Einsprüche gegen Be­
schlüsse entscheidet, die in Verfahren der Suspendierung und bei der Disziplinarver­
antwortung von Richtern verkündet wurden. Diese neue Regelung, abgeleitet aus der 
paradoxen Praxis unter den Machtverhälmissen der vergangenen Jahre, war selbst 
durch ein erwas paradoxes Ergebnis gekennzeichnet - durch einen institutionellen 
Mechanismus, der die richterliche interne und organisatorische Unabhängigkeit 
durch ein Kontrollsystem schützt, in der am Ende das Wort von einem Organ ge­
führt wird, das selbst nicht als Organ justizrechtlicher Autonomie konzipiert ist. ~ 
ist aber nicht das einzige Paradoxon in den komplexen Verhältnissen zwischen Justiz, 
Staat und Gesellschaft in Kroatien geblieben. 

lll. STREIT UM DIE REFORM - OLIGARCHIE ALS AVANTGARDE EINER 
UNABHÄNGIGEN RECHTSPRECHUNG 

1. Der gesetzliche Rahmen für erste Reformschritte - die Novellen zu dem Gesetz 
über den Staatlichen Genchtsrat und dem Gerichtsver{assungsgesetz 

Das Zustandekommen der verfassungsrechrlichen Änderungen ging mit der No­
vellierung zweier Gesetze einher, deren verfassungswidrige Bestimmungen das Ver­
fassungsgericht aufgehoben hatte - des Gerichtsverfassungsgesetzes und des Gesetzes 
über den Staatlichen Gerichtsrat. Es kam zu einem Engpass wegen der gesetzlichen 
Frist, die vom Verfassungsgericht gesetzt worden war. Dieses hob nämlich alle ver­
fassungswidrigen Bestimmungen auf und ließ eine relativ kurze Frist zur Abstim­
mung mit der Verfassung zuJ1• Schließlich wurden sowohl die verfassungsrechtlichen 
als auch die gesetzlichen Normen, die eine Justizreform einleiten sollten, in sehr kur­
zer Frist verabschiedet. Wenn man den schon üblichen Koordinationsmangel bei der 
Arbeit der Ausschüsse berücksichtigt, die dabei tätig waren, und dazu die Tatsache 
im Auge behält, dass die Autoren beider Gesetze praktisch bis zum letzten Entwurf 
der Gesetzesvorlagen nicht wussten, wie der endgültige Entwurf der verfassungsge­
mäßen Bestimmungen über das Rechtswesen aussehen wird, so gelangt man zum 
Schluss, dass allein der glückliche Zufall und das gemeinsame Beachten des Rahmens, 
der durch die Beschlüsse des Verfassungsgerichts gegeben war, zu einer mehr oder 
weniger aufeinander abgestimmten Auseinandersetzung mit dem Gegenstand geführt 
haben33 • Die Verfassungsänderungen wurden letztendlich auf der Sitzung des Parla­
ments am 9. November 2000 verkündet und sind danach in Kraft getreten. Es hatte 
nur einen Monat später Gelegenheit, am 15. Dezember 2000, über die zwei umfang­
reichen Novellen zum Gesetz über den Staatlichen Gerichtsrat und zum Gerichts-

32 Siehe oben Fn. 23 und den darauf folgenden Text. 
33 Der Autor dieses Textes war als Mitglied an der Tätigkeit des Teams des Ministeriums für Justiz, 

Verwaltung und lokale Selbsrverwaltung beteiligt. das die Aufgabe hatte, Entwürfe von Novellen 
für das Gerichtsverfassuugsgesetz und das Gesetz über den Staamchen Gerichtsrat zu erarbeiten, 
sO dass ein Teil der hier vorgetragenen Bewertungen auf eigenen Beobachtungen beruht. 
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verfassungsgesetz abzustimmenJ\ Da beide Gesetze am 22. Dezcmher im Amtshlatt 
veröffentlicht wurden, sind sie in den letzten Tagen des Jahres in Kraft getreten, nur 
wenige Tage vor Ablauf der Frist, bis zu der die durch Entscheidung des Verfas­
sungsgerichts aufgehobenen Bestimmungen ihre Geltung behalten konnten. 

Obwohl die Änderungen dieser zwei Gesetze in Form von Amendements verkün­
det wurden, war die Anzahl der Änderungen und Ergänzungen so groß, dass man 
von einer neuen Gesetzgebung sprechen kann. Die Intensität der Änderungen war 
nicht nur durch die verfassungsrechtlichen Änderungen vorgegeben, sondern auch 
durch eine Anzahl von aufgehobenen Bestimmungen - das Verfassungsgericht hatte 
nämlich etwa zwanzig ArtikclH des Gesetzes über den Staatlichen Gericlusrat ganz 
oder teilweise aufgehoben. Obwohl das Gerichtsverfassungsgesetz andererseits nicht 
angefochten wurde, zogen die Änderungen des Gesetzes über den Staatlichen Ge­
richtsrat dennoch umfassende Eingriffe auch in diese Materie nach sich. 

2. Grundlegende Neuerungen in der Reform der JustizvorschriJten 

Die Ausgangspunkte, auf denen die Mini-Justizreform beruhte, könnte man auf 
einige Thesen zurückführen: 

Trotz der Intensität der Eingriffe in das Personalwesen während der vergangenen Jahren 
kann das Gerichtswesen nicht durch neue .. Säuberungsaktionen'" und pauschale Personalver­
änderungen reformiert werden; daher galt es, den im Amt befindlichen Richtern die Be­
standskraft ihres Mandats und die Unabhängigkeit bei ihrer Tätigkeit zu gewährleisten. 
Ein großer Teil der negativen Ereignisse im Gerichtswesen konnte den unzureichend entwi­
ckelten und unvollständigen Systemen der berufsständischen Selbsrverwaltung in den Ge­
richten zugeschrieben werden, was den Missbrauch solcher Systeme auf nationaler Ebene 
erleichterte; daher galt es, ein System selbstverwaltender Organe zu schaffen (das System der 
Personalsenate), welche die Funktionstüchcigkeit der richterlichen Selbstverwahung auf 
niedrigeren Ebenen ermöglichen sollten. 

- Einen besonders ausgeprägten, negativen Einfluss hatten die Organe der Gerichtsverwaltung, 
vor allem einige Gerichtspräsidenten, die ihre Befugnisse durch eine teils normative und teils 
faktische Fusion ihrer Verwaltungsbefugnisse mit den Befugnissen der Organe der richterli­
chen Selbstverwaltung ausweiteten, insbesondere durch direkten oder indirekten Einfluss auf 
Personalfragen; daher galt es, die selbstverwaltenden von den verwaltenden Funktionen in 
den Gerichten konsequent zu trennen und es den Organen mit Verwaltungsbefugnissen un­
möglich zu machen, die Befugnisse anderer Organe an sich zu reißen. 
Die Ernennung von Richtern und anderen Amtsträgern in der Justiz stand längere Zeit unter 
dem starken Einfluss von Voluntarismus und Willkür, was teilweise auch durch die Unvoll­
ständigkeit der Bestimmungen über die Ernennung von Richtern verursacht wurde; daher 
galt es, das System der Ernennung von Richtern zu verbessern, unter anderem durch die 
Festlegung klarerer Kriterien und ein transparenteres Verfahren. 

- Das berufliche Niveau der Richter ist aufgrund aller oben angeführten Umstände im Durch­
schnitt gesunken, worauf auch die Ernennung einer Reihe jüngerer und unerfahrener Richter 
Einfluss hatte wie auch das vollständige Fehlen kontinuierlicher Programme zur beruflichen 
Weiterbildung und fachlichen Befähigung; daher galt es, den Bedarf nach einer derartigen 
Weiterbildung für Richter zu berücksichtigen, unter anderem auch durch das Vorschreiben 
einer Verpflichtung dazu. 

H GeseLZ über die Änderungen und Ergänzungen des Gerichtsverfassungsgesetzes sowie des Geset­
zes über den Staatlichen Gerichtsrat, NN 129/2000. 

_15 Umer den Bestimmungen des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat. die teilweise oder ganz 
durch die angeführte Bestimmung aufgehoben wurden. waren dIe Art. 9, 12, [3, 16, [7, [8,20,21, 
23,24,25,26,2&,29,30,31,32,34,35,37. 

" 
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Von allen diesen Punkten stießen in der fachkundigen und der allgemeinen Öf­
fentlichkeir vor allem die Neuerungen auf ein positives Echo, die sich auf die konse­
quente Trennung der ~unktionen der richterlichen Selbstverwaltung und der richter­
lichen Verwaltung bezogen. Obwohl die Gründung von Personalsenaten auf der 
Ebene der Gerichte zweiter Instanz allgemein mit Beifall erwaftet wurde, gah es die 
meisten praktischen, ja sogar prinzipiellen Schwierigkeiten und Widerstände im 
Hinblick auf die Bestimmungen, die sich auf die Ernennung der Gerichtspräsidenten 
bezogen. 

3. Begründung der Änderungen in Bezug auf die Gerichtspräsidenten: Dreiteilung 
der gerichtlichen Funktionen - Rechtsprechung, gerichtliche Selbstverwaltung, Ge­
richtsverwaltung 

Eine der Schlussfolgerungen aus der Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 
15. März 2000 bezog sich auf das bisherige System der Ernennung von Gerichtsprä­
sidenten, demzufolge der Staatliche Gerichtsrat nicht nur die Richter ernannte und 
ihrer Ämter entheben konnte, sondern auch die Gerichtspräsidenten. Vom verfas­
sungsrechtlichen Konzept des Staatlichen Gerichtsrats als Organ der Selbstverwal­
tung des richterlichen Berufs ausgehend meinte das Verfassungsgericht, dass durch 
das Gesetz über den Staatlichen Gerichtsrat die Befugnisse dieses Organs entgegen 
der Verfassung erweitert wurden, sofern ihm aufgetragen wurde, auch über die Er­
nennung der Gerichtspräsidenten zu entscheiden, die in den Gerichten in erster Rei­
he Verwaltungsaufgaben und richterliche Aufgaben wahrnehmen. Bei der Nennung 
der Bestimmungen, welche die Position und das Mandat des Gerichtspräsidenten de­
finieren, wird betont, dass die Funktion des Gerichtspräsidenten fine "vorüber­
gehend verwaltende Funktion ist, jenseits der Aufgaben, die von derselben Person in 
der Eigenschaft als Richter ausgeübt werden", Da die Verfassungsbefugnisse des 
Staatlichen Gerichtsrats auf die Ernennungen begrenzt sind, die sich auf die Aus­
übung der richterlichen Tätigkeiten im eigentlichen Sinne beziehen, wurden wegen 
der Unvereinbarkeit mit dem verfassungsrechtlich bestimmten Wirkungskreis des 
Staatlichen Gerichtsrats dureh den vorgeschriebenen (damaligen) Art. 121 Abs. 1 der 
Verfassung alle Bestimmungen des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat aufge­
hoben, welche die Ernennung der Genchtspräsidenten betrafen. Obwohl ein 
Hauptteil der Begründung für diese Entscheidung auf der verfassungswidrigen Än­
derung der Zuständigkeiten der durch die Verfassung vorgesehenen Institutionen be­
ruht, hat der Kontext der Entscheidung gezeigt, dass diese wesentlich vom Stand­
punkt des Gerichts motiviert wurde, wonach - sowohl im bisherigen Gesetz als auch 
in der bisherigen Praxis - ein weiter reichendes verfassungsrechtliches Prinzip ver­
letzt wurde: das Prinzip der Gewaltenteilung, und in diesem Rahmen auch das Prin­
zip der Vorherrschaft des Rechts (rule 0/ law), insbesondere im Bereich der dritten 
Gewalt - der Judikative. 

Da man es für notwendig hielt, auf eine gewisse Art und Weise richtungsweisend 
auf die Diskussion zur Gesetzgebung einwirken zu müssen, kam obiter dicta in der 
bezeichneten Entscheidung auch der Standpunkt des Gerichts darüber zum Aus­
druck, wie die hage der Ernennung der Gerichtspräsidemen im Einklang mit der 
Verfassung gelöst werden könnte: 

... 
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Auf die Prage, wem die Zuständigkeit hinsiehrlich der Ernennung und Suspendierung der 
Gerichtspräsidenten anvcnraut werden soH (beispielsweise dem Abgeordn<.'tcnbaus des Kroati­
schen Staatsparlamcms oder der allgemeinen Gerichtssitzung mit ZustimmunI?; des Justizmi­
nisters oder sogar nur dem Justi7.minister), gibt es keine eindeutige Antwon. Das Gericht stellt 
fest, dass die gesetzgebende Gewalt befugt ist, sich in dieser Entscheidung auf die grundlegen· 
den Merkmale des politischen und des Rechtssystems 7.U sriitzen. die auf der Verfassung der 
Republik Kroatien fußen"'. 

Die neue Regelung hinsichtlich der Ernennung der Gerichtspräsidenten knüpfte an 
die genannte Entscheidung des Verfassungsgerichts an, mit dem Bestreben, eine Dif­
ferenzierung zwischen den verwaltenden und gerichtlichen funktionen konsequent 
durchzuführen. Dabei wurden alle Bestimmungen, aus dem Gesetz über den Staatli­
chen Gerichtsrat, die sich auf die Gerichtspräsidenten bezogen, in das Gerichtsver­
fassungsgesetz aufgenommen, in dem stets auch die Bestimmungen enthalten waren, 
die den Status und die funktion der Gerichtspräsidenren regelten. Wie in der Be­
gründung des Entwurfs angeführt wurde, war man darum bemüht, "dic Trennung 
der gerichtlichen von den Verwaltungsfunktionen (richterliche Funktionen im enge­
ren Sinne einerseits und Aufgaben der richterlichen Selbstverwaltung und Verwal­
tung andererseits) im personellen und funktionellen Sinne" konsequent durchzufüh­
renJ7. 

Einzelne Auszüge aus der Begründung des Gesetzes berücksichtigten den ge­
schichtlichen Kontext, in dem die Änderungen vorgeschlagen wurden, insbesondere 
die Botschaften des Verfassungsgerichts im Hinblick auf die Verletzung des Prinzips 
der Gewaltenteilung: 

Eines der Hauptargumentc, auf denen die Entscheidung des Verfassungsgerichts der Republik 
Kroatien vom 15. März beruht, ist die Notwendigkeit, bei den Gerichten die drei Gewalten im 
Einklang mit den Verfassungsbestimmungen klar zu trennen. Es handelt sich also um ",den 
Ausschluss der Möglichkeit zur Konzentration von Befugnissen und politischer Macht in (nur) 
einem Organ ... mit dem vorwiegenden Ziel einer gegenseitigen Beaufsichtigung .... Das Verfas­
sungsgericht hat in mehreren Bestimmungen des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat die 
Verletzung des grundlegenden Verfassungsprinzips der Gewaltenteilung festgestellt. Diese 
Verletzung bestand in der großen Machtkonzentration vor allem bei den Gerichtspräsidenten, 
mit einer kleinen oder unwesentlichen Möglichkeit zur Kontrolle dieser Macht. Die Gerichts­
präsidenten erledigen nach der jetzigen Rechtslage Verwalrungsaufgaben (Kontrolle der Tätig­
keit der Gerichte), sind aber auch für Aufgaben aus dem Personalbereich zuständig (Kontrolle 
und Bewertung der Richter, der Geriehtsräte und der Gerichtsreferendare). Außer ihrer Stel­
lungnahme in Verfahren zur Ernennung von Richtern gegenüber dem Staatlichen Gerichtsrat 
wirkten die Gerichtspräsidenten in der Praxis auch in großem Umfang als Mitglieder des Staat­
lichen Gerichtsrats mit. Obwohl sie formal unter der Aufsicht und im Einklang mit den An­
weisungen des zuständigen Ministeriums tätig sein sollten, waren sie nur dem Staatlichen Ge­
richtsrat gegenüber verantwortlich, der auch allein befugt war, sie ihres Amtes zu entheben. 
Die folgen waren die Politisierung der Rolle der Gerichtspräsidenten und immer größer wer­
dende Probleme bei der regelmäßigen Tätigkeit der Gerichte, die sich in großen Rückständen 
und einer unzulänglichen Qualität der gerichtlichen Entscheidungen offenbarten38. 

Bezüglich der Grundlage, auf die sich die beiden gesetzlichen Novellen stützen, 
spricht die Begründung zur Entscheidung von Spannungen zwischen den einzelnen 

36 Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 15. 3. 2000 (Fn. 17), Pkt. 17.9. 
)7 Aus der Begründung des Entwurfs des Gesetzes über Änderungen und Ergänzungen des Ge­

richtsverfassungsgesctzcs (nachfolgend: Begründung de!> Gcrichtsverfassungsgcsetzes), ad II, S. 3, 
Pkt. I. 

)g Begrümlung des Gerichtsverfassungsgesetzes, S. 3. 
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Organen im Justizsystem und verwendet auch den Ausdruck "Präsidcmcnoligar­
chie". um die Störungen bei der Ausübung der gesetzlichen und verfassungsrechtli­
ehen Funktionen der richterlichen Gewalt zu kennzeichnen: 

Die faktische Verbindung 7.wi~chcn den Trägern der Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung 
und des Staatlichen Gerirhtsrat$ (der begonnen hat, sich selbst als verwaltendes und politisches 
Subjekt in der richterlichen Gewalt zu begreifen), hat neben den allgemein bekannten Proble­
men bei der 'rätigkcit dieses Organs weitere Spannungen im System der Beziehung Gerichts­
präsidenten - Staadicher Gerichtsrat - zuständiges Ministerium verursacht. Die ohnehin 
schwache und undefinierte Position des Mim~teriums wurde damit noch schwächer, so dass 
ihm, einigen Bewertungen zufolge, ein großer Teil der Verantwortung für den Zustand im 
Rechtswesen verblieben ist, bei einer nur geringen Macht 7.ur Durchsetzung konkreter Refor­
men. Andererseits wurde nach Meinung einzelner Analytiker auf der Ebene der Gerichtspräsi­
dien eine sog. Präsidentenoligarchie geschaffen: eine starke Gruppe von Personen, die ohne je­
de Verantwonung ~ber Macht ~erfügt~n -. eine ~ruppe. vo.n Gerich~präside~lten (voil.einze~ 
nen Oberstaatsanwalten umerstutzt), die mittels Ihrer Mitgliedschaft Im Staathchen Genchtsrat 
und auf andere Weise Einfluss auf die Politik in der Rechtsprechung erlangten, jedoch ohne 
jegliche politische und gesellschaftliche Verantwortung.l'). 

Auf dieser Grundlage und zum Zweck des "Ausschlusses der Möglichkeit einer 
Konzentration von Befugnissen und politischer Macht in (nur) einem Organ ... mit 
dem vorwiegenden Ziel einer gegenseitigen Komrolle" 40 war man bei der Novellie­
rung des Gerichtsverfassungsgesetzes bemüht, die Inkompatibilität verschiedener 
Arten von Aufgaben im institutionellen Sinne zu erweitern und sowohl organisato­
risch als auch funktionell die Aktivitäten zu trennen, die bei den Gerichten ausgeübt 
werden. Man ging also von der Annahme aus, dass die drei Aufgabenbereiche, die bei 
Gerichten wahrgenommen werden (ohne Rücksicht darauf, wer sie ausübt), trennbar 
und unterscheidbar sind. 

Die erste und Hauptaufgabe ist in jedem Fall die Rechtsprechung, das sind die 
Aufgaben, die den Kern der richterlichen Funktion darstellen. Bei. der Anwendung 
des Rechts auf den konkreten Fall ist die Entscheidungsfunktion der Natur der Sache 
nach auch das Zentrum des Konzepts der richterlichen Unabhängigkeit in ihrem 
engsten, substantiellen Sinne. Bereits nach der römischen Konzeption ist die Recht­
sprechung das einem individuellen Richter zuerkannte Privileg (iunsdictio est etiam 
iudicis dandi licentia), auch wenn dieser in der Zusammensetzung kollegialer Organe 
wirkt. Als ausgeprägt individuelle Tätigkeit kann die Rechtsprechung im organisato­
rischen Sinne nur im Gefüge von Verfahrensregeln aufgrund von Rechtsmitteln be­
aufsichtigt werden - nur dann ist eine derartige Kontrolle auf das Ergebnis ausge­
richtet und nicht auf die Person des Richters. Gerade aUS dem Grund, weil die Recht­
sprechung kein dureh organisatorische Vorschriften geregelter Prozess sein kann, 
besteht die Funktion von Vorschriften darin, ein Maximum von Garantien dafür zu 
bieten, dass das Gerichtsverfahren auch tatsächlich gesetzmäßig und fair stattfindet, 
wobei der urteilende Richter frei von allen sachfremden Zwängen sein muss, ein­
schließlich der Zwänge, die aus den Reihen seiner eigenen Kollegen herrühren 
könnten (Aspekt der internen Unabhängigkeit)41. 

19 Ibid., S. 5. 
40 lbid., S. 3 (Die Gesetzesbegründung zum Gerichtsverfassungsgesetz zitiert hier die Entscheidung 

des Verfassungsgerichts der Republik Kroalien vom t5. 3.2000). 
41 Zur Typologie verschiedener Aspekte der Unabhängigkeit der Justiz s. S. Sheetret, Judicial inde­

pendence: new conceptual dimensions and contempurary challenges, in: ders./Dechenes (Hrsg.), 
Judicial independence: the comemporary dchate, Dordrecht/Boston, 1985, S. 598-599. Siehe auch 
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Ohnt' also in den Bereich der Rechtsprechung einzugreifen, haben sich die Ceser­
zesnovellen, die ein neues Blatt bei der Reform in der kroatischen Justiz hätten be­
schreiben sollen, auf zwei andere runktionen konzentriert - die Funktion der ge­
Tlchtlichen SeLbslverwaltung sowie die funktion der genchtlichen (jusllLlellen) Ver­
waltung. Diese heiden runktionen wurden in den früheren Gesetzen nicht getrennL, 
man kiinnte sogar sagen, dass das Gesetz nicht nur den Begriff, sondern auch den In­
halt des Konzepts der gerichtlichen Selbstverwaltung nicht gekannt hat. Statt dessen 
wurde eine Differenzierung zwischen der gerichtlichen und der Justizverwaltung 
gemacht - diese Unterscheidung war jedoch in erster Reihe auf die Zuständigkeit der 
Organe zurückzuführen, die sie ausübten, und nicht etwa auf den Inhalr der Befug­
nisse: die Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung gehörten in den Zuständigkeitsbe­
reich der Gerichte, während für die Aufgaben der Justizverwaltung das Justizminis­
terium zuständig war. Schon eine oberflächliche Übersicht dieser Aufgaben deckte 
die Systemlosigkeit dieser Auf teilung und ihre Vielfältigkeit auf. Obschon es sich im 
Grunde um dieselben Aufgaben handelte und grundsätzlich das Justizministerium 
das höchste Organ für sie alle war, zeigt gerade der Epilog, den die Novellen beider 
Gesetze erlebten, dass eine solche künstliche Aufteilung im Kampf um die faktische 
Vorherrschaft und die Machtverteilung im Verhältnis zu den Gerichten genutzt wur­
de (und in diesem Zusammenhang auch zur Verschleierung der eigenen Verantwor­
tung). Die Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung wurden im Gerichtsverfassungs­
gesetz (Art. 25) als "Absicherung der Voraussetzungen für eine korrekte Tätigkeit 
der Gerichte"H definiert - es handelt sich also um primär organisatorische Aufgaben, 
die außer der Repräsentation und der Vertretung des Gerichts als Institution die Sor­
ge um eine effiziente und regelmäßige Ausübung der Tätigkeiten und die allgemeine 
Aufsicht über die ordnungsgemäße Tätigkeit innerhalb des Gerichts umfassen. 

Die reine Verwaltungstätigkeiten überschreitenden Aufgaben, die nicht zu den 
Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung gehören, sind diejenigen, die - obwohl sie 
selbst kein Gerichtsverfahren betreffen - wesentlich auf die Unabhängigkeit und die 
Objektivität bei der Fällung von Urteilen Einfluss nehmen können. Daher sind - um 
die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt im vollen Umfang durchzusetzen, und 
das insbesondere unter dem Aspekt der sog. organischen oder kollektiven Unabhän-

Dieng, Thc rule of Law and the Independence of Judieiary; An Overview of Principles, CIJL 
Yearbook: Constitutional Guarantees for the Indel?cndence of the Judiciary, 1992, S.24-3l; 
M. Dika, 0 razvitku insatuta sudske (sudacke) nezavIsnosti u zapadnoevropskom civilizaeijskom 
krugu: pokusaj rekonstrukcije povijesne geneze, Zbomik Pravnog fakulteta u Zagrebu, 42/4 
(suppl.): 1992, 5.51 t-533; 888; A. Uzelac, Zavisnost i nezavisnost: neka komparativna iskustva i 
priJedlozi uz poloy.aj sudstva u Hrvatskoj, Zbornik Pravnog fakultera u l:agrebu, 42/4 (supp!.): 
1992, S. 575-594. 

H Zur Beschreibung dieser gesetzlichen Definition werden beispielhaft folgende Tätigkeiten ange· 
führt: die Organisation der internen Geschäftsleitung bei Gericht, die Sorge fü~ eine ordentliche 
und rechtzeitige Erledigung der Aufgaben bei Gericht, Aufgaben bei der Ausfuhrung von straf­
rechtlichen Sanktionen und das Verfahren mit Inhaftierten, Einladen und Verteilen von Schöffen· 
richter':l' Aufg~ben in Bezug al!f gerichtliche Sachverständige! Dolmetscher u?d Gutachter, Auf­
gaben Im Bereich der Beglaubigung von für den Gebrauch Im Ausland bestimmten Urkunden, 
Aufgaben im Bereich von Gesuchen und Beschwerden von Parteien hinsichtlich der Tätigkeit des 
Gerichts, fachliche Aufgaben im Bereich der Durchsetzung von Pflichten und Rechten der Ge­
richtsbeamten und -angestellten, Sorge um die fachliche Weiterbildung der Richter, der richterli­
chen Beiräte, der Gerichtsreferendare und anderer gerichtlicher Beamter und Angestellter, das 
Führen von Statistiken, die Leitung der finanziellen und materielJen Geschäfte des Gerichts und 
andere durch das Gesetz und die Geschäftsordnung über die interne Tätigkeit der Gerichte vorge­
schriebene Aufgaben (nachfolgend: gerichtliche Geschäftsordnung). 
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gigkeit - solche Aufgaben notwendigerweise aus dem Bereich der Tätigkeiten außer­
halb der richterlichen Funktion im engeren Sinne des Wortes herauszutrennen. Diese 
Aufgaben - Aufgaben der richterlichen Selbstverwaltung - wurden in der Begrün­
dung des Gesetzesentwurfs wie folgt umrissen: 

Einige Aufgaben aus dem Bereich der richterlichen Gewalt betreffen nicht die Gerichtsver­
fahren, können diese jedoch mittelbar beeinflussen (sowohl in positivem als auch in negativem 
Sinne). Erstrangig zählen die Aufgaben dazu, die sich auf das Rekrutieren, die Ausbildung, 
Auswahl und Ernennung künftiger Richter beziehen sowie auch die Beförderung, Disziplinar­
haftung und Suspendierung amtierender Richter (Personalfragen). Die Bildung eines Systems, 
das unberechtigte Einflüsse ausschließen und die Auswahl der besten Fachleute gewährleistet 
(sowie ihren Schutz vor der Unzufriedenheit politischer Subjekte mit ihren individuellen Ent­
scheidungen), ist die Schlüsselaufgabe jedes Staates, der eine Vorherrschaft des Rechts zu ge­
währleisten bemüht ist. 

Ein Teil dieser Aufgaben ist seiner Natur nach ebenfalls mit der Ausübung der richterliche~ .. 
Tätigkeit verbunden - z. B. die Auswahl, Ausbildung und Aufsicht über das übrige Gerichtsper­
sonal (Gerichtsräte und andere Beamte und Angestellte) sowie die Aufgaben, welche die Bezie­
hung zu gerichtlichen Sachverständigen, Dolmetschern, Gutachtern, Rechtsanwälten usw. 
betreffen. Hierzu gehören auch Aufgaben im Zusammenhang mit den wichtigsten Diensten 
bei Gericht (z. B. Zustellungen, Register u. ä.) sowie ein Teil der fmanzieJlen und materiellen 
Geschäftstätigkeiten der Gerichte. Indem die Möglichkeit für eine Stellungnahme zu allen diesen 
Aufgaben gegeben wird und durch die Beeinflussung der Beschlussfassung hieriiber, wird eine 
sog. organische oder kollektive Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt geschaffen, mit der 
einige Theoretiker den klassisch aufgefassten Begriff der richterlichen Unabhängigkeit erwei­
tern. 

Die angeführten Aufgaben (hier als Aufgaben der gerichtlichen Selbstverwaltung bezeichnet) 
müssten Aufgaben sein, bei denen der Einfluss der Richter selbst (innerhalb gewisser Grenzen) 
wesendich oder ausschlaggebend sein sollte. Diese Aufgaben sind kollegialer Natur. wenn sie 
nur von einigen und nicht von allen Richtern ausgeübt werden, sie sollten aber im Namen aller 
getätigt werden. Daher treten hier auch die Vertreter der Richter als primi inter pares auf, so 
dass es erforderlich ist, auch ein angemessenes System für ihre Wahl und be[Ufsständische Ver­
tretung zu gewährleisten (wobei diese Vertretung nicht mit einem gewerkschaftsähnlichen 
Wirken, auch mit keiner Berufs- und Fachvereinigung gleichgestellt werden soll oder darf)43. 

4. Anderungen der gesetzlichen Voraussetzungen für die Bestellung von Gerichtsprä­
sidenten 

In der Novelle zum Gerichtsverlassungsgesetzes befasste sich demnach ein neues 
Kapitel mit den neugegründeten Personalsenaten als Hauptorganen der gerichtlichen 
Selbstverwaltung in den Gerichten (zugleich den Organen, die durch ihre Bewertun­
gen, Stellungnahmen und Vorschläge die Erfüllung der Aufgaben des Staatlichen Ge­
nchtsrats als oberstem Organ der gerichtlichen Selbstverwaltung auf staatlicher Ebe­
ne gewährleisten sollten). Ein weiteres neues Kapitel wurde der Institution des Ge­
richtspräsidenten als Träger der Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung gewidmetH • 

An der Beschreibung des Aufgabenbereichs der Gerichtspräsidenten hat sich im 
Gesetz nichts geänderr'5. Allerdings wurden durch die Gründung der Personalsenate 

-H Begründung des G:erichrsverfassungsgesctzes, ad Ir, S. $-6. 
H Siehe Art. 19 der Anderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes (neues Kapitel .. 3. der Personalse­

nat'" und die neuen Art. 31 abis 31 n)j siehe Art. 36 der Anderungen des Gerichtsverfassungsgeset­
zes (neues Kapitel ~ VIa. der GerichtsJ;lräsident" und die Art. 73 abis 73 j). 

H Der bisherige Art. 48 Abs. 1 des Genchtsverfassungsgesetzes, durch den bestimmt wird~ das.s der 
.. Gerichtspräsident ein Richter ist, der neben dieser Funktion auch die Aufgaben der genchdlchen 
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einige Aufgaben. die frühcr von den Gerichtspräsidenten erfüllt wurden (oder auf die 
sie Einfluss nehmen konnten) in den Wirkungskreis dieser Organe verlege Schon die 
bloße Existcnz dieser Organe der richterlichen Selbstverwaltung sowie die Fesde­
gung einer personellen Inkompatibilität46 haben die faktischen Befugnisse und die 
Macht der Gerichtspräsidemen wesentlich geschmälert47 . 

Das System zur Ernennung der Gerichtspräsidemen wurde durch die Novelle zum 
Gerichtsverfassungsgesetz grundlegend geändert. Nach dem neuen System erfolgt die 
Ernennung von Gerichtspräsidenten durch die Beteiligung zweier Organe - der Per­
sonalsenate und des Justizministeriums. Obwohl nämlich die Verlagerung der Auf­
gaben der Gerichtspräsidenten in den Bereich der Verwaltung. die sich sowohl aus 
der Entscheidung des Verfassungsgerichts als auch aus den Verfassungsänderungen 
ergab, die Möglichkeit bot, die Gerichtspräsidemen durch den individucllen Akt des 
höchsten Organs der Justizverwalrung zu ernennen, d. h. durch das Justizministeri­
um wurde - um sicherzustellen, dass die Kandidaten die Unterstützung ihrer Kolle­
ge~ besaßen. und um die Eignung der Kandidaten für die Ämter der Gerichtspräsi­
denten zu gewährleisten - bestimmt, dass das Verfahren der Auswahl von Kandida­
ten durch den Personalsenat durchgeführt und erst die endgültige Auswahl der 
Kandidaten vom Justizminister bestätigt wird. 

Wenn zu Beginn der Justizminister einen Wettbewerb für die freie Stelle des Ge­
richtspräsidemen ausschreibt, ist es die Aufgabe der Personalsenate festzustellen, 
welche der Kandidaten die Bedingungen für die Bewerbung erfüllen. Dadurch ist ih­
re Tätigkeit jedoch nicht erschöpft, denn der Personalsenat hat alle Daten über die 
Kandidaten zu sammeln, die für die Entscheidung über den Auswahl relevant sein 
könnten (z. B. Bewertung der Erfüllung der richterlichen Pflichten), und nach Bedarf 
kann auch von einem anderen Personalsenat eine Stellung über den Kandidaten ein­
geholt werden (wenn der Kandidat sein Amt im Bereich eines anderen Personalsenats 
ausgeübt hat). Auf der Grundlage der gesammelten Daten und Stellungnahmen muss 
der Personalsenat für jeden der Kandidaten eine begründete Bewertung erstellen. 
Aufgrund aller vorliegenden Daten hat der Personalsenat nun festzustellen, welche 
Kandidaten die Bedingungen für eine Ernennung erfüllen und dem Justizminister 
vorschlagen, damit er einen von ihnen zum Gerichtspräsidemen ernennt. 

Nach Eingang der Vorschläge ist der Justizminister verpflichtet. binnen einer Frist 
von 30 Tagen die Ernennung vorzunehmen. Er kann auch von der Ernennung der 
vorgeschlagenen Kandidaten absehen, wobei in diesem Fall erneut ein Wettbewerb 
ausgeschrieben und damit das Verfahren wiederholt wird. Der Justizminister ist an 
die Liste der Kandidaten gebunden, die der Personalsenat ausgewählt hat, und kann 
keine Person ernennen, die sich nicht auf der Liste befindet. Allerdings sind die Vor­
schläge des Personalsenats nicht verbindlich für den Minister, sondern haben für ihn 
nur beratende Bedeutung. Dennoch ist die Bedeutung der Vorschläge mit der Be­
wertung der Personalsenate außerordentlich groß. denn sie besitzen eine zweifache 

Selbstverwaltung ausübt" wurde nur in An. 73a Abs. 1 übertrage.!"!. Art. 25, der die Aufgaben der 
gerichtlichen Verwaltung definiert, hat nicht einmal redaktionelle Anderungen erfahren. 

46 Die Gerichtspräsidenten können so der Novelle zufolge nicht Mitglieder der Personalsenate sein, 
obwohl sie sich an ihrer Tätigkeit beteiligen können (was eine Parallele zur verfassungsrechtlichen 
Inkompatibilität der Funktionen des Gerichtspräsidenten und des Mitglieds des Staatlichen Ge­
richtsrats darstellt). 

47 Siehe mehr in: A. Uzelac. Novele Zakona 0 sudovlma i Zakona 0 Driavnom sudbenom vijecu _ 
elementi reforme organizacijskog sudbenog prava, Pravo i pore:r,i, 312001, S. 30--33. 
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Wirkung ~ die Kraft der Autorität und der Glaubwürdigkeit der Grunde für die Be­
wertung der Fähigkeiten der einzelnen Kandidaten sowie die Kraft der fachlichen 
U nterstülzung der Richter aus dem Senat, der das Hauptorgan der gerichtlichen 
Selbstverwaltung darstellt:. Daher müssten sich der fachliche Beistand und der politi­
sche Akt der Ernennung in einem solchen System auf derselben Seite befinden. In 
Ausnahmefällen, bei Ernennungen von Gerichtsprasidcntcn, die von den Empfeh­
lungen der Personalsenate abweichen, trägt der Justizminister die Bürde der Begrün­
dung seiner Handlung und auch die politische Verantwortung für eine etwa falsche 
Entscheidung. Der Minister ist außerdem verpflichtet, bei einem wiederholten Wett­
bewerb eine weitere Entscheidung zu fällen, denn cr muss vom Obersten Gerichts­
hof eine Stellungnahme über die Kandidaten einholen und, wenn mehrere vom Per­
sonalsenat vorgeschlagene Kandidaten positiv bewertet wurden, einen davon zum 
Gerichtspräsidenten ernennen4R

• ~ 
Zu den weiteren die Gerichtspräsidenten betreffenden Neuerungen gehören die 

Verkürzung ihres Mandats von acht auf vier Jahre wie auch die Präzisierung der Be­
stimmungen über ihre Amtsenthebung_ Der Gerichtspräsident kann nämlich nicht 
vor Ablauf seines Mandats willkürlich seines Amts enthoben werden, sondern nur, 
wenn im Verfahren der Verwaltungskontrolle über seine Tätigkeit bestimmte Irre­
gularitäten festgestellt werden. So fordert das Gesetz als Grundlage für eine Amts­
enthebung von Gerichtspräsidenten, dass einer der vier folgenden Gründe vorliegt: 

n 1. dass der Gerichtspräsident die Aufgaben der gerichtlichen Verwaltung nicht im Einklang 
mit den Vorschriften und nicht rechtzeitig ausübt, 

2. dass er durch Versäumnis von Aufsicht oder unmittelbar die Vorschriften über die Zutei­
lung von Fällen zur Bearbeitung verletzt, 

3. dass er durch Verletzung von Vorschriften oder auf eine andere Weise das Prinzip der Un­
abhängigkeit der Richter bei ihrer richterlichen Tätigkeit verletzt, 

4. dass er keine Anträge auf Einleitung von Verfahren wegen begangener. Dienstvergehen in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen gestellt hat. "49 

Die derart definierten Grunde für eine Amtsenthebung sorgen für ein Gleichge­
wicht zwischen zwei Bestrebungen - der Sicherstellung einer regelmäßigen und effi­
zienten Ausübung der Tätigkeit in den Gerichten einerseits (Punkte 1 und 4) und der 
Vermeidung von Eingriffen in die substanzielle Unabhängigkeit der Richter (Punkte 
2 und 3)_ Eine besondere Neuerung besteht in der Verpflichtung des Gerichtspräsi­
denten, unter Androhung seiner Amtsenthebung Disziplinarverfahren (gegen Richter 
und andere Gerichtsangestellte) stets dann einzuleiten, wenn die Voraussetzungen 
dafür gegeben sind. Diese Neuregelung war die Antwort auf einen anhaltenden Zu­
stand in der Praxis, bei dem Fälle von Müßiggang und Missbrauch der Dienstpflicht 
ohne Antwort geblieben waren, weil früher die Initiative zur Einleitung von Diszip­
linarverfahren diffus geregelt war und es infolgedessen (außer in ausgewählten Fällen 
politischer Eingriffe) bis zum Jahr 2000 kaum wirkungsvolle Disziplinarverfahren 
gegen Richter gegeben hatte. 

Das Verfahren der Amtsenthebung von Gerichtspräsidenten wird durch sehr 
komplizierte Bestimmungen geregelt, die viele Garantien gegen willkürliche Amts­
enthebungen enthalten. Bei negativen Ergebnissen eines Verfahrens der Dienstauf-

48 Die Bestimmungen über die Ernennung von Geriehtsprasidcnten sind in den neuen Artikeln des 
Gerichtsverfassungsgesetzes - An. 73 b bis 73 e - enthalten. 

49 Gerichtsverfassungsgesetz, Art. 73g Abs. l. 
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sicht hat das Gericht der höheren Instanz oder das Justizministerium Magnahmen 
zur Behebung der Irregularitäten vorzuschlagen, und der Gerichtsprasident kann ge­
gen den ßericht der Aufsicht Widerspruch eillIegen und auch eine erneute Einsicht­
nahme in die Tatigkeü der gerichtlichen Verwaltung durch den Obersten Gerichts­
hof beantragen, der zur Vorlage eines schriftlichen Berichts über seine Aufsicht 
verpflichtet ist. Erst wenn nach Erfüllung aller dieser Bedingungen, nach einer zu­
satzlichen Stellungnahme des Gerichtspräsidemen sowie des Personalsenats fest­
gestellt wird, dass die Irregularitäten bei der Ausübung der Tatigkeiten "der regel­
maßigen und ordentlichen Ausübung der Tätigkeiten und der Funktionsfähigkeit des 
Gerichts schaden", darf der Minister den Gerichtspräsidenten seines Amtes enthe­
ben50• Seine Amtsenthebung bezieht sich jedoch lediglich auf seine Funktion als Prä­
sident und nicht auf seine Funktion als Richter; die Gesetzesnovelle betont sogar an 
drei Stellen, dass die enthobenen Präsidenten ihre Tätigkeit als Richter am seIben Ge­
richt fortsetzen werdenS!. Bei einem derart komplizierten Verfahren der Amtsenthe­
bung ist die Möglichkeit, dass es überhaupt dazu kommt, allerdings stark minimali­
siert - denn die zahlreichen Bedingungen für eine Amtsenthebung und die Beteili­
gung einer großen Anzahl von Organen an diesem Verfahren haben nicht nur zu 
einem hohen Grad des Schutzes der Gerichtspräsidenten geführt, sondern - nach ei­
nigen Bewertungen - auch zu einem hohen Grad der Unwahrscheinlichkeit, dass es 
überhaupt zu einer Amtsenthebung kommen kann. 

5. Versuche zur Unlergrabung einer Reform: verfassungsrechtliche Argumente gegen 
die Entscheidung des Verfassungsgerichts 

Die Novellen zum Gerichtsverfassungsgesetz und zum Gesetz über den Staatli­
chen Gerichtsrat sollten binnen kurzer Frist parallel zwei Zwecke erfüllen: das Sys­
tem der Ernennung der Gerichtspräsidenten reformieren, um es vor Ablauf der Gül­
tigkeitsfrist für die aufgehobenen Normen mit der Entscheidung des Verfassungsge­
richts abzustimmen, und das neue Verfassungssystem mit dem neuen politischen 
Gegebenheiten berücksichtigen, das eine Gewährleistung des Prinzips der Gewal­
tenteilung, eine Stärkung der parlamentarischen Befugnisse und eine Verringerung 
der Möglichkeiten zu neuen politischen Totalitarismen und einem autoritären Ver­
halten der höchsten Organe der vollziehenden Gewalt (besonders des Staatspräsi­
denten) forderte. Die Geschwindigkeit, mit der diese Prozesse ablaufen mussten, 
hatte ihre negativen Seiten. Außer dem Mangel an geeigneten gesetzgeberischen 
Problemlösungen wurden in den letzten Stadien des parlamentarischen Verfahrens in 
die sonst ausgeglichenen Entwürfe dieser Akte durch Interventionen einzelne Ände­
rungen eingebracht, die an einigen Stellen zu vorschnellen Ergebnissen führten. Die 
Versäumnisse waren nicht groß und stellenweise lediglich nomothetischer Art, insge­
samt wurde jedoch alles positiv von den Reformgegnern aufgenommen. Natürlich 

50 Siehe Art. 73 i des Gerichtsverfassungsgesetzes in Verbindung mit An. 73g und h. 
~I Art. 73 a Abs. 5 ("Ein Gerichtsprä.~ident, der nicht erneut bestellt wurde, setzt die Ausübung seines 

richterlichen Anus an dem Gericht fort, an dem er zum Richter ernannt wurde."); Art. 73 g Abs. 3 
("Fine Amtsenthebung des Gerichtspräsidemen aus den Gründen nach Absatz t und 2 dieses Ar­
ükels hat keinen EinHuss auf die Rechte und Pflichten, die der amtsenthobene Präsident als Rich­
ter hat."); Art. 73i Abs. 1 (" ... wird ein Gerichtspräsident seines Amts enthoben, setzt er die Aus­
ühung seines richterlichen Amts fort."). 

, 
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stammten die primären Reformgegner gerade aus den Reihen derer, die durch 
die Reform direkt betroffen waren - den Reihen jener Gerichtspräsidenten, die durch 
ihre Wirkung in hohem Umfang zur Justizkrise der neunziger Jahre beigetragen hat­
teo. 

Am lautesten erhob die Vereinigung kroatischer Richter ihre Stimme gegen die 
ncucn Bestimmungen beider Gesetze, angeführt von ihrem Vorsit7.cnden ü;leichzei­
tig Gerichrsprasidcnt des Gespanschaftsgerichts in Bjelovar) Vladimir CredelJ. Mit 
ihrer sehr energischen und lauten öffentlichen Kritik und den Vorwürfen, "die neue 
Regierung versuche, die Unabhängigkeit der Rechtspflege zu beschränken", ergriff 
die Vereinigung kroatischer Richter schon Ende Januar 200t (weniger als einen Mo­
nat nach ln-Kraft-Treten) zwecks Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit auch ihre 
eigene Initiative gegen beide neue Gesetze~2. 

Der Antrag auf Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des Geser-LeS über die Ände ..... 
rungen und Ergänzungen des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat und des Ge­
richtsverfassungsgesetzes hatte eine etwas paradoxe Struktur. Gredelj und seine Ver­
einigung (in großem Umfang mit der Dominanz von Gerichtspräsidenten, worunter 
sich auch diejenigen befanden, die zu den herausragendsten Krisenverursachern ge­
hörten) nahmen einen kritischen Standpunkt gegenüber der früheren Entscheidung 
des Verfassungsgerichts ein, durch welchen die Reform angeregt wurde, und sie 
haben sie nur unwillig akzeptiert, wobei sie sich ihren Gründen und Lehren wider­
se(zten. Bei all dem kam auch ein Maß an Trotz gegenüber der Autorität des Ver­
fassungsgerichts zum Ausdruck, und zwar auf dieselbe Weise, wie der Staatliche 
Gerichtsrat und der Oberste Gerichtshof vor dem Jahr 2000 der legalen Kontrolle 
der Verfassungsmäßigkeit gegenüber ihren Trotz offen darlegten. Jetzt hatte die 
Initiative vor dem Verfassungsgericht offensichtlich das Ziel, unter Heranziehung 
derselben Argumente, die das Verfassungsgericht gegen die früheren Fassungen des 
Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat und das Gerichtsverfassungsgesetz an­
führte, die Konstruktion der verabschiedeten Novellen in Frage zu stellen. Die Ab­
sicht war de facto. die gegnerische Seite mit ihren eigenen Waffen zu schlagen und so 
das Verfassungsgericht dahin zu bringen, seinen früheren Beschlüssen zu widerspre­
chen. 

Daher wurde die Argumentation, mit welcher der umfassende Antrag der Vereini­
gung (17 dicht beschriebene Seiten Text) untermauert wurde, hauptsächlich aus der 
Entscheidung des Verfassungsgerichts vom 15. März 2000 abgeschrieben, nur wurde 
sie auf ein anderes Objekt angewandt. Die Initiaüve berief sich, den Text der Ent­
scheidung des Verfassungsgerichts der Republik Kroatien fast wörtlich abschreibend, 
auf eine ... Vorherrschaft des Rechts ... die fordert, dass die Gesetze allgemein und 
gleich für alle sein müssen und die gesetzlichen und rechtlichen Folgen für alle Ad­
ressaten der Rechtsnorm Gewissheit bieten (Prinzip der Rechrssicherheit), d. h. ihren 
legitimen Erwartungen in jedem konkreten Fall der unmittelbaren Anwendung des 
Gesetzes angemessen sein müssen"S3; der zweite Teil der Argumentation beruft sich 
auf den Eingriff in die verfassungsmäßige Zuständigkeit einzelner Organe (wieder ei­
ne Kopie der Argumente aus der zitierten Entscheidung); das alles wurde noch durch 
pauschale Berufungen auf die Prinzipien der Vorherrschaft des Rechts und eine Rei-

11 Antrag auf Einleitung des Verfahrens zur Bewertung der Verfassungsmaßigkeit in der Sache 
U-(-19012001 vom 26. Januar 2001 (nachfolgend zitiert als: Antrag oder Initiative). ,J Antrag, S. 1 
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he internationaler Akte vervollständigt, in denen von der Unabhängigkeit der 
Rechtspflege die Rede ist5

.j.. 

Durch die Initiative wurden mehrere Bestimmungen des Gesetzes über die Ände­
rungen und Ergänzungen des Gerichtsverfassungsgesetzes angegriffen, die sich auf 
verschiedene Bereiche bezogen. So fordert der Beschwerdehihrer eine Prüfung der 
Übereinstimmung einzelner Bestimmungen der Artikel 18 (rechtliche Stellung der 
Gerichte und ihre Gewalt), 19 (über die Enthebung der Mitglieder der Personalsena­
te), 20 (Ernennung des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs), 28 bis 30 (Ausübung 
der richterlichen Pflicht), 36 (Ernennung der Gerichtspräsidenten) und 44 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Änderungen und Ergänzungen des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(Übergangsbestimmung betreffend die Auswahl der Mitglieder der Personalsenate 
und die Ernennung der Gcrichtspräsidentcn) mit der Verfassung. Die Anfechtung 
aller acht Bestimmungen bezog sich inhaltlich auf einen weitaus umfassenderen Be­
reich als es die Anzahl der angefochtenen Normen andeutet. So wurden durch den 
angefochtenen Art. 19 ein ganzes neues Kapitel über die Personalsenate und durch 
Art. 36 ein neues Kapitel über die Gerichtspräsidemen eingeführt (angefochten im 
Hinblick auf mehrere wesentliche Teile, die in das grundlegende Konzept ihrer Er­
nennung eingriffen). Die Reichweite der Anfechtung war vermutlich teilweise vom 
Wunsch getragen, durch die Verschiedenheit der Bemerkungen den Teil zu verschlei­
ern, an welchem dem Beschwerdeführer offenbar am meisten gelegen war (die Be­
stimmungen über die Ernennung der Gerichtspräsidenten), und teilweise vielleicht 
auch vom Wunsch, alle Teile dieses ersten Schrittes in der Reform der kroatischen 
Justiz anzufechten - um in vollem Umfang jede Justizreform zu verhindern. 

6. Epilog zum Angriff auf die Reform: Pyrrhussieg der Verfassungsmäßigkeit 

Auf den ersten Blick hatte die von der Kroatischen Richtervereinigung ergriffene 
Initiative einen katastrophalen Ausgang für ihren Antragsteller. Das Verfassungsge­
richt hat in seiner Entscheidung vom 12. Juli 200PS die Anträge der Vereinigung 
größtenteils abgewiesen, insbesondere in dem Teil, der für den Antragsteller am 
wichtigsten war. Durch diese Entscheidung des Verfassungsgerichts der Republik 
Kroatien wurde die gesetzliche Bestimmung aufgehoben, die auf Initiative der dama­
ligen Parlamentsabgeordneten (später Justizministerin) Ingrid AntiCevic-MarinovitS6 

in der letzten Phase des Gesetzgebungsverfahrens in das Gerichtsverfassungsgesetz 
eingebracht wurde. Sie hatte nämlich durch ein Amendement erreicht, dass als Kan­
didaten für Gerichtspräsidenten ausnahmsweise auch Personen vorgeschlagen wer-

Si Ohne konkretc Bcstimmungcn anzugeben, wahrscheinlich um einen stärkeren Eindruck auf das 
V crfassungsgcricht zu machen, beruft sich der Antrag auf S . .} auf: Die grundlegenden Prinzipien 
der Unabhängigkeit des Gerichtswesens der UN, angenommen durch die Resolution 40/146; 
Empfehlung zur Unabhängigkeit, Effizienz und Rolle der Richter des Ministerrates des Europäi­
schen Rates, 94/12; Die universelle richterliche Charta der Internationalen Richtervereinigung; Die 
Charta der Richter Europas sowie die Europäische Charta liber die Gesetze für Richter. 

~~ Entscheidung und Beschluss des Verfassungsgerichts der Republik Kroatien Nr. U-I-19012001 
vom 12. Juli 2001 und BegTÜndungder Gegenstimme, NN Ne. 67 vom 24. 7. 200L 

S6 ZU den Umständen ~ei der Verabschiedung des Gerichtsverfassungsgesetzes und der eigenen Rolle 
beim bezeichneten Anderungsvorschlag äußerte sich die Ministerin Anticevic auf der Tribüne des 
Ehemaligen Vereins der diplomierten Studenten der Fakultät für Rechtswissenschaften in Zagreb 
über die Reform des kroatischen Rechtswesens am J. April 2002. 

•• 



200 Alan Uzda( 

den können, die kein richterliches Mandat innehaben, "unter der Bedingung, dass es 
sich um einen herausragenden Juristen handelt, der die Bedingungen für Richter die­
ses Gerichts erfüllt"~7. Dahinter stand die Absicht, einem Teil der Richter, die wäh­
rend der Lustrationsprozesse in den neunziger Jahren ihres Amts enthoben oder aus 
der Justiz ausgeschlossen wurden, die Kandidatur für das Amt des Gerichtspräsi­
denten zu ermöglichen. Unter diesen Personen befanden sich jedenfalls auch einige, 
die einen weithin guten Ruf genossen und über bewährte organisatorische Fähigkei­
ten verfügten und die für eine Ernennung geeignet waren. Da jedoch das einge­
brachte Amendement in Eile und ohne adäquate nomothetische Konsultationen ver­
fasst wurde, blieb es unvollendet und widersprüchlich, so dass es das Verfassungsge­
richt als solches aufhob58• 

Andererseits hat das Verfassungsgericht jedoch alle Bestimmungen, deren Aufhe­
bung dem Antragsteller wirklich wichtig waren, unterstützt. Darunter befanden sic~ 
auch die Normen über die Bewertung der Richter; Normen, durch welche die Er­
nennung des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs geregelt wurden; Normen über 
die Verbindlichkeit der Rechtsauffassungen des Obersten Gerichtshofs der Republik 
Kroatien. Insbesondere hat das Verfassungsgericht die Initiative im Hinblick auf 
zwei Bemerkungen abgewiesen, die besonders wichtig für den Antragsteller waren 
(und für die Gerichtspräsidenten, die er mit seiner Initiative repräsentierte): 

Die erste dieser Schlüsselbemerkungen betraf die (bestrittene) Verfassungsmäßig­
keit der Regelung, wonach die Gerichtspräsidenten vom Justizminister ernannt wer­
den. Diesbezüglich wurde im Antrag der Vereinigung kroatischer Richter behauptet, 
dass "dies eine Erweiterung des Wirkungskreises der Exekutive außerhalb der durch 
die Verfassung vorgeschriebenen Grenzen darstellt". Neben einigen anderen Argu­
menten bestand der Hauptteil der Begründung dieser Initiative in der These, dass 
sich das verfassungsrechtliehe System checks and balances nicht auch auf die richter­
liche Gewalt beziehen könne59. In den Augen des Antragstellers y.rürde jede Regel, 
nach der die Exekutivgewalt Gerichtspräsidenten ernennen könnte, eine Verletzung 
des Prinzips der Gewaltenteilung und der Prinzipien der Unabhängigkeit und der 
Selbständigkeit der Rechtspflege darstellen. Das Verfassungsgericht hat eine solche 
Argumentation nicht akzeptiert, sondern den Standpunkt vertreten, dass die neue 
Reform ein ausgeglichenes System darstelle, nach dem Richter vom Staatlichen Ge­
richtsrat als einem Organ ernannt werden, das weder die Exekutivgewalt noch die 
Legislative darstelle, und die Gerichtspräsidenten aus der Reihe der Richter vom 
"Justizminister im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse ernannt werden, einge­
schränkt durch die Befugnisse der gerichtlichen Selbstverwaltung (d.h. der Personal­
senate») welche die Kandidaten bestimmt und sie dem Justizminister vorschlägt"(,Q. 

Die zweite, existentiell noch wichtigere Bemerkung für diejenigen Gerichtspräsi­
denten, die sich krampfhaft an ihre funktion klammerten, betraf die Gültigkeit der 
Übergangsvorschrift des Gesetzes, derzufolge die Ernennung der Gerichtspräsiden-

57 An. 73 c Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 
58 Siehe Entscheidung und Beschluss (Fn. 55), Pkt. 15-18. 
5'1 "Der Antragsteller weist insbesondere darauf hin, dass die Anfechtung der Befugnis des ~inisters 

auch aus der Sicht des An. 4 Abs. 2. der Verfassung (Zusammenarbeit und gegenseitige Uberpru­
fung der Träger der Gewalten) begründet sei. Dies aus dem Grunde, weil der Akzent auf der Ge­
genseitigkeit liegt, und die Gerichte in diesem Sinne keinen Wirkungskreis bezüglich einer Zu· 
sammenarbcit und Aufsicht ühn andere Bereiche von Obrigkeiten besitzen." Aus dem Antrag 
(Anm. 5), S. 15. 

60 Aus der Entscheidung vom t2.Juli 2001, Pkt. 20. 
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ren gemaß den neuen Vorschriften binnen einer frist von drei Monaten ab In-Krafr­
Tre[en der Änderungen und Ergänzungen des Gerichtsverfassungsgesetzes zu erfol­
gen hatte, also bis Anfang April 2001. Die Bestellung der Gerichrspräsidcnten hatte 
nämlich nach Aufnahme der Tätigkeit des Staatlichen Gerichtsrats begonnen; sie 
wurden für ein Mandat von acht Jahren bestellt. Dabei hätten sogar diejenigen unter 
den Gerichtspräsidenten, die verhältnismägig lange ihr Mandat innehatten, einen An­
spruch auf den Fortbestand des Mandats für mindestens noch drei Jahre erheben 
können, manche sogar noch länger, wenn das Verfassungsgericht die entstandene Si­
tuation ignoriert hätte und wenn nicht neue Vorschriften verkündet worden wären. 
Seit dem Antritt der neuen, im Januar 2000 gewählten Regierung bestanden Zweifel 
darüber, wie lange die aus sechs verschiedenartigen Parteien bunt zusammengewür­
felte Koalition bestehen bleiben würde. Diese Zweifel wurden durch die alten Zent­
ren politischer und wirtschaftlicher Macht, die während des Krieges und des Zeit­
raums der autoritären Herrschafc nach dem Krieg geschaffen worden waren, beson­
ders intensiv geschürt und gefördert. Während eines ganzen Jahrzehnts, in dem der 
Staat aus einem einzigen Zentrum regiert wurde, wurden systematisch korporative 
Machtstrukturen in allen Sphären der Gesellschaft geschaffen, die sich der Welle de­
mokratischer Veränderungen widersetzen konnten - und dazu kann auch eine Reihe 
hochpositionierter Beamter im Rechtswesen gezählt werden. Daher darf es nicht 
verwundern, dass die intensivste und heißeste Diskussion um die Frage geführt wur­
de, ob nach dem In-Kraft-Treten des Gesetzes das Mandat der Gerichtspräsidenten 
beendet wurde, bzw. ob der Justizminister Gerichtspräsidenten ernennen darf, bevor 
ihr "erworbenes Recht auf eine achtjährige Funktion" abgelaufen ist (was in der Pra­
xis angesichts des häufigen Wechsels der Justizminister im vergangenen Jahrzehnt ei­
nem Mandat von drei bis vier Justizministern entsprechen würde)61. 

Bei den Bestrebungen, das vermeintlich angeborene Recht der Gerichtspräsidenten 
auf ein Mandat "bis zur letzten Minute" nachzuweisen, bemühte man alle zur Ver­
fügung stehenden Argumente, ungeachtet ihres Niveaus) ihrer Kraft und Über­
zeugungsfähigkeit. Dem einen Argument zufolge durften keine neuen Präsidenten 
ernannt werden. weil in den Übergangsbestimmungen stand, dass die "Gerichtspräsi­
denten binnen einer Frist von drei Monaten ab In-Kraft-Treten des Gesetzes bestellt 
werden") und diesbezüglich nicht ausdrücklich gesagt wurde, dass durch die Ernen­
nung neuer Präsidenten die alten ihr Amt nicht mehr ausüben werden (als sei die Be­
stimmung über die Wiederwahl aller Präsidenten nicht explizit genug gewesen). 
Nach einem anderen Argument verliere der Justizminister das Recht auf die Ernen­
nung des Gerichtspräsidenten, wenn er diese nicht binnen der gesetzlichen Frist von 
drei Monaten vornehme (als hätten Vorschriften über fristen ähnlicher Art niemals 
in vielen anderen Gesetzen gestanden). Einem dritten Argument zufolge stelle jeder 
Wechsel eines Gerichtspräsidenten einen schweren Eingriff in die Unabhängigkeit 
des Rechtswesens dar (als seien nicht zahlreiche Gerichtspräsidenten in der neuesten 
Geschichte nicht Protagonisten gerade solcher Eingriffe gewesen). Es ist eine Ironie 
der Geschichte, dass die Autoren solcher Argumente vollständig ignoriert haben, 
dass dasselbe Gesetz, das in den letzten Novellen grundlegend reformiert worden 
war, das Gerichtsverfassungsgesetz, in den Übergangsbestimmungen eine Norm em­
hielt, derzufolge eine ganze Reihe hervorragender Richter ihrer Ämter enthoben 

61 Im Zeitraum von .... ehn Jahren (1992-2002) haben in Kroatien sieben bis acht Minister die funktion 
des Justizministers innegehabt. 
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wurde, zumal sie nicht vom Staatlichen Gerichts rat ernannl worden waren (obwohl 
sie alle noch mit dem Fortbestand ihres achtjährigen Mandats für den Rest seiner 
Dauer gemäß den früheren Vorschriften rechnen konnten)62. Diesmal war im Unter­
schied zum Jahr 1996 (als es die nach dem Geschmack des Regimes frisch reorgani­
sierte Ricluervereinigung nicht für notwendig befand. Prote.~t zu erheben)63 keine 
eim;ige richterliche Existenz bedroht: altes, was für die erbirrertcn Gegner des neuen 
Ernennungssystems auf dem Spiel stand, war soziales Prestige und die soziale 
Machtposition eines Gerichtspräsidenten im Gericht. 

Das Verfassungsgericht hat aueh die Anfechtung der Bestimmung über die drei­
monatige Frist zur Auswahl der Gerichtspräsidenten verworfen. In einer sehr kurz 
gehaltenen Begründung wurde angeführt, dass der Gesetzgeber in diesem Bereich 
befugt ist, die Verhältnisse selbständig zu regeln. Besonders wurde betont, dass die 
Notwendigkeit einer Neuwahl gemäß den neuen, grundlegend geänderten Ernen­
nungsvorschriften nicht auch die automatische Amtsenthebung der bisherigen Präsi- -­
denten bedeutet, weil dadurch ihr Mandat nicht ex lege aufgehoben wird, sondern 
nur, wenn im neuen Verfahren der bisherige Präsident nicht erneut in dieses Amt be­
stellt wird. Mit dem Hinweis darauf, dass ein neues Ernennungsverfahren keine gene­
relle Säuberungsaktion bedeutet (und bedeuten soll), hat das Verfassungsgericht ins­
besondere auf die Rolle der richterlichen Organe als Gewähr gegen einen Missbrauch 
im Verfahren aufmerksam gemacheM. 

Es drängt sich die Schlussfolgerung auf, dass die Initiative, durch welche die Verei­
nigung der kroatischen Richter versucht hat, dem Verlauf der Justizreform Einhalt zu 
gebieten, mit einer schweren Niederlage des Anstifters endete. Auf normativer Ebene 
war dem vielleicht auch tatsächlich so. Auf faktischer Ebene sieht die Situation je-

62 Siehe Art. tOl Abs. 1 des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat: .,Die Funktion eines Richters, 
der gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht wieder ernannt wird, endet am Tag der Ver­
kündung des Beschlusses des Staatlichen Gerichtsrats über die Ernennung vo~ Richtern des ent­
spreche.nden G~richt~, falls .er sich für ei~ Ric~teramt b~wor~en h~t. Am selben Tag .endet auch die 
richterliche Pfl.cht emes Richters, der Sich rucht für em freies Richteramt am Gencht beworben 
hat. an dem er gemäß den bisherigen Vorschriften Richter war." 

63 Auch nach 2000 hat die Vereinigung kroatischer Richter nicht auf die Ereignisse im vorangehen­
den Jahrzehnt reagiert. Initiativen zur Rehabilitierung von Richtern und Staatsanwälten, die wäh­
rend der autoritären Regierung von Präsident Tudman abgesetzt wurden, erfolgten entgegen der 
aktuellen Richterorganisation (siehe z.8. Initiative im Parlament der Republik Kroatien, angeregt 
von Sanja Zoricic Tabakovic im November 2001; cf. Interview der Autorin der Initiative "Isprika 
za Cistku", Feral Tribune Ne. 858). 

64 ~Das Verfassungsgericht hat bei der Auseinandersetzung mit der gestellten Frage auch die Tatsa­
che berücksichtigt, dass durch das Gesetz über die Änderungen des Gerichtsvertassungsgesetzes 
aueh neue richterliche Organe gebildet und eingerichtet wurden - die Personalsenate -, die der ins­
titutionelle Ausdruck der gerichtlichen Selbstverwaltung sind, und dJ.ss gerade diesen Organen die 
Ausarbeitung und Unterbreitung von Vorschlägen hinsichtlich der Kandidaten für die Gerichts­
präsidenten anvertraut wurde. Darüber hinaus muss auch die Tatsache im Auge behJ.hen werden, 
dass durch die angefochtene Bestimmung die damaligen Gerichtspräsidenten nicht auf der Grund­
lage des Gesetzes ihres Amts enthoben wurden (ex lege). Eine solche Lösung - wäre sie vorge· 
schrieben gewesen - hätte eventuell Zweifel hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit de.rn Prinzip 
der Vorherrschaft des Rechts hervorrufen können. Die rechtliche Voraussetzung für die Beendi­
gung ihrer bisherigen Funktion ist die Durchführung des Gesetzes durch das zur Ernennung eines 
neuen Gerichtspräsidenten bestimmte Verfahren in jedem konkreten Fall, unter Beachtung der 
wesentlichen Feststellung, dass die Ernennung eines .,neuen" Gerichtsprasidenten nicht bedeutet, 
dass die bisherigen Gerichtspräsidenten nicht wieder in dieselbe Funktion ernannt werden können. 
Bei die.~er Frage sind die Befugnisse der Personalsenate als Organe der genchtlichen Selbstverwal­
lung von entscheidender Bedeutung, die für die Bestimmung und den Vorschlag von Kandidaten 
für die Bekleidung der Funktionen der Gerichtspräsidenten zuständig sind." Aus dem Beschluss 
vom 12. 7. 2001, Pkt. 23. 
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doch ganz anders aus. Tatsache bleibt, dass allein das vor dem Verfassungsgericht 
eingeleitete Verfahren die Reformen gebremst und in weitem Ausmaß auch aufge­
schoben hat. Der Sieg auf dem Priifsrand der Verfassungsmäßigkeit, welchen die 
Reform errungen hat, kann daher in großem Umfang als Pyrrhussieg belrachtet wer­
den. 

IV_ LEHREN AUS EINER UNVOLLENDETEN REFORM: ÜBER DIE (UN-) 
MÖGLICHKEIT VON ÄNDERUNGEN 

1. Die" Unabhängigkeit des Rechtswesens" gegen die Vorherrschaft des Rechts 

Seit dem In-Kraft-Treten der Änderungen und Ergänzungen des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes und des Gesetzes über den Staatlichen Gerichtsrat bis zur Entschei­
dung des Verfassungsgerichts über ihre Verfassungsmäßigkeit sind etwas mehr als 
sechs Monate vergangen. Während dieses Zeitraums war der Reformprozess größ­
tenteils gelähmt. Von der Einhaltung der gesetzlichen Frist für die Ernennung konnte 
schon aus diesem Grund keine Rede sein. Die für die Ämter der Gerichtspräsidenten 
ausgeschriebenen Wenbewerbe wurden nicht bearbeitet. Zudem wurde in richterli­
chen Kreisen eine Atmosphäre geschaffen, die keinesfalls anregend für eine Bewer­
bung bei einem Wettbewerb wirkte. Im Juli 2001, als die Entscheidung des Verfas­
sungsgerichts endlich verkündet wurde, war es für ernsthafte Eingriffe bereits zu 
spät, weil die Sommerpause antrat. Das Gerücht über einen .. Angriff auf die richterli­
che Unabhängigkeit", das aus den Kreisen herrührte, in denen man den Verlust der 
eigenen Privilegien befürchtete, trug das Seinige bei: hinsichtlich des Verfahrens der 
Ernennung herrschte rechtliche Unsicherheit - ein Zustand, der im höchstem Maße 
das Ideal einer Vorherrschaft des Rechts beschädigt. 

Auch die augenscheinlich benigne Ungeschicklichkeit bei der Verabschiedung der 
Gesetze, die zur Aufhebung der Artikel über die ausnahmsweise Möglichkeit einer 
außerrichterlichen Kandidatur für die Ämter der Präsidenten führte, trug ebenfalls zu 
dieser Verzögerung bei. Es war nämlich notwendig, viele Wettbewerbe zu wieder­
holen, weil die Bedingungen geändert waren - diejenigen, die sie früher erfüllten, 
konnten ihnen jetzt nicht mehr genügen. Deshalb wurden die Ernennungsverfahren 
ab Herbst 2001, als sie tatsächlich zu laufen begannen, nicht mit der dafür notwendi­
gen und wünschenswerten Dynamik abgewickelt. 

Bis April 2002 (also genau ein Jahr später als der Zeitpunkt, bis zu dem nach dem 
Gesetz alle Gerichtspräsidenten hätten ernannt werden müssen) war das Verfahren 
zur Ernennung der Gerichtspräsidenten tatsächlich noch nicht einmal zur Hälfte 
durchgefühn. 

Gemäß den aus dem Justizministerium zur Verfügung stehenden Daten waren bis 
zu diesem Zeitpunkt bei mehr als 250 Gerichten in der Republik Kroatien erst 115 
Gerichtspräsidenten ernannt; bei Amtsgerichten beispielsweise von 104 Präsidenten 
(op6nski sudovi) nur 386~. 

Besonders interessant ist, dass von allen bisher ernannten Gerichtspräsidenten die 
Ernennungen weitgehend vorherrschten, durch welche die bestehenden Gerichtsprä-

65 Die Daten stammen vom Ministerium für Justiz, lokale Selbstverwaltung und Verwaltung, 
10. April 2002. 
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sidenten bestätigt wurden (bei den cr.~[cn t08 Ernennungen wurden 81 "alte'" Präsi­
denten ernannt). Von 27 "neueo" Gerichtspräsidenten wurden 18 zur Besetzung von 
offenen Stellen bestellt, und nur 11 Ccrichtspräsidenten wurden abgesetzt (der neue 
Gericluspräsidcnt ist an die Stelle des bisherigen getreten). 

Neue Präsidenten wurden lediglich an einigen Gerichten mit großen Schwierig­
keiten und/oder problematischen Präsidemcn ernannt: so wurden neue Gerichtsprä­
sidenten in den Gespanschaftsgerichten (zupanijski sudovi) in Zagreb, Rijeka, Pula, 
Varaidin und Karlovae ernannt. Auch die Stellungnahmen der Pcrsooalsenate bei 
den bisherigen Ernennungen wurden in hohem Maße beachter und befolgt. Es ist je­
doch eine Tatsache, dass das gesamte Verfahren schon mit erheblicher Verspätung 
ablief - und gerade das war die Absicht derjenigen, die diesen Prozess behinderten. 

Aber auch die verhältnismäßig geringe Anzahl der abgesetzten Gerichtspräsiden-
ten reichte nicht aus, um die Gemüter der Gegner des Reformprozesses zu beruhi- .. 
gen. Der letzte Vorfall im Zusammenhang mit der Ernennung eines Gerichtspräsi­
denten ereignete sich im April 2002: Naehdem die Justizministerin an die Stelle des 
Gerichtspräsidenten in Vrbovec66 eine neue Person ernannt hatte, lehnte es der bishe­
rige Gerichtpräsident Milan Kranjec ab, das Amt der neu bestellten Gerichtspräsi­
dentin zu überlassen, und dies mit der Begründung, dass eine "Unterwerfung unter 
den Willen der Ministerin dem Ansehen der richterlichen Gewalt schaden" würde. 
Der bezeichnete Präsident ist auch nicht abgetreten, nachdem der Präsident des 
Obersten Gerichtshofs Ivica Cmic sein Verhalten als Aufruf zur Gewalt verurteil­
te67. Nach mehrtägigen Kontroversen hat die neue Gerichtspräsidentin ihr Amt mit 
Hilfe der Justizpolizei ühernommen68. Bei dieser unrühmlichen Episode wurde der 
Präsident des Gerichts in Vrhovec aktiv vom Vorsitzenden der Richtervereinigung 
V. Gredelj unterstützt, wobei sie die Ernennung anfochten, als habe das Verfassungs­
gericht niemals über die Verfassungsmäßigkeit dieser Einrichtung entschieden. 

2. Zur Rolle internationaler Vereinigungen oder venire contra factum proprium 

Einen bemerkenswerten Beitrag zur Konfusion beim Ernennungsprozess spielten 
auch internationale Organisationen, besonders einige Organe aus dem System des 
Europarats. Anscheinend unter dem Einfluss einer Amnesie hinsichtlich der tatsäch­
lichen Gründe und Anregungen für eine Reform haben einige der Protagonisten aus 
dem Verfahren zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit gleichzeitig aueh in den 
internationalen Organisationen das Gerücht verbreitet, dass "in Kroatien die richter­
liche Unabhängigkeit verletzt wird". Diesen Gerüchten folgend haben verschiedene 
Delegationen die wahre Natur der beunruhigenden Nachricht feststellen müssen(,9. 

6a 40 km nordöstlich von Zagreb gelegenes Städtchen mit einer Bevölkerung von 4149 Einwohnern 
(1991). 

67 Auf eine solche Bewertung des Präsidenten des Obersten Gerichuhofs. der in der Hierarchie der 
gerichtlichen Verwaltung sein Vorgesetzter sein müsste (ebenso wie die Justizministerin), hat der 
ungehorsame Gerichtspräsident erwidert, d;L~s er "verbittert" sei und dass das Einnehmen eines 
solchen Standpunkts "eine Verletzung des Prinzips der Vorherrschaft des Rechts" sei, was "dem 
Ansehen und der Würde der richterlichen Gewalt und des richterlichen Berufs schade". Vgl. 
Vecernji list vom 22. 4. 2002. 

(,I, Vjesnik vom 24. 4. 2002. 
69 Z.B. Expert meeting on the laws covering the judiciary branch - Begegnung zwischen der Exper­

tenmission des Europarats und Vertret{'rR d{'s Justizministeriums am 3. und 4. Mai 2001. 
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Da es sogar für die einheimischen Betrachter schwierig ist, das komplizierte Gefü­
ge der VerhäiLnisse im kroatischen Rechtswesen zu verfolgen, verv.rundcrt es wenig, 
dass einige der Delegationen, die Tatsachen feststellen sollten, mit Vorliebe dazu 
neigten, die Probleme zu vereinfachen und ihre Ursachen zu übenehen. Unter dem 
Kampfbanner für eine ,.unabhängige Rechtspflege" fordern viele Organisationen 7.ur 
Beachtung der Vorherrschaft des Rechts und der Demokratie auf, so dass eine natür­
liche Prädisposition gegeben ist, jeden, der eine richterliche Pflicht erfüllt, apriori als 
Opfer zu betrachten, und jeden Reformator als Henker. Manchmal ist mehr als eine 
durchschnittliche Aufmerksamkeit, Informierthcit und Fähigkeit notwendig, um in 
den Kern der Dinge zu dringen und zu begreifen, dass das tiefste und wahrhafte Be­
dürfnis nach einer Vorherrschaft des Rechts zu einem gewissen Zeitpunkt darin be­
stehen kann, tief und gründlich in die Reform des Gerichtswesens einzugreifen, und 
umgekehrt die Unterlassung einer Reform im höchsten Maße gefährlich für die Vor­
herrschaft des Rechts sein kann70, 

J. Voraussetzungen für eine Reform: faktische oder kontrafaktische Präsumti(}nen 

Angesichts all dieser Dinge kann im jetzigen Augenblick in Kroatien konstatiert 
werden, dass eine Justizreform nie notwendiger war, aber auch, dass die Aussichten, 
dass sie gründlich und konsequent durchgeführt wird, niemals ungewisser waren. Je­
des nationale Rechtswesen reproduziert in hohem Grade llur sich selbst, wobei es 
seine eigenen Gewohnheiten und Verhaltensmuster nachahmt. Gesetzesänderungen 
wird es auf jeden Fall geben. Es wird auch viele Projekte geben wie auch viele insti­
tutionelle Positionswechsel. Das Rechtswesen wird, wie auch viele andere Bereiche, 
zum wesentlichen Teil von Menschen und ihrer Psychologie gebildet. Die Möglich­
keit eines Einflusses auf Personen, die ein Amt im Rechtswesen bekleiden, wird um­
so mehr vermindert, je stärker das soziale Bewusstsein seiner Wichtigkeit wächst. Die 
Zeit, als es einfach war, die Personalstruktur im Gerichtswesen zu manipulieren, ist 
mehr oder weniger Vergangenheit; der während dieser Zeit entstandene Schaden ist 
jedoch schwer reparierbar. In der Gegenwart ist ein langsames und allmähliches Hin­
arbeiten auf die allgemeine Erhöhung der Kriterien hinsichtlich der Effizienz und der 
Qualität des Rechtswesens, der beruflichen Weiterbildung und der Entwicklung ei­
nes umfassenden Dialogs innerhalb des juristischen Berufszweiges wie auch zwischen 
diesem und anderen Teilen der Gesellschaft notwendig. Langfristig kann dies frucht­
bar sein und zu einer Heranbildung wirklich fähiger und qualifizierter Fachkräfte 
führen, die auf sozialem, wirtschaftlichem und politischem Plan Rechtssicherheit und 
die Vorherrschaft des Rechts ermöglichen werden. Sollten die Erfolgsaussichten ins­
gesamt auch bedenklich sein, so müssen wir dennoch annehmen, dass die Bewälti­
gung dieser Aufgabe ebenso möglich sein wird wie ihre Verwirklichung in absehba­
rer Zeit. 

70 Einige der paradigmatischen Probleme mit (teil)informienen ausländischen Interventionen in die· 
sem Bereich können nachgelesen werden z.B. im Bericht des sog. "Vene7.ianischen Ausschusses" 
des Europarates vom April 2001 (Note on the Arnendments to the Constiwtion oE Croatia adop­
ted on 9 November 2000 and 28 March 2001. Strasbourg, 12 April200t, documem CDL(2001)35). 
Siehe Ißsbesondere rkt. 5, S. 4--5. 
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206 Alan Uze/ac 

SUMMARY 

There is linie daube ahout the fact that the system of justicc in the Rcpublic of Croatia CU[­

rendy experienccs a deep crisis. Among various rea50m für prcscm difficuhies, one should par­
ticularly note the dcvastating eHeets of the last dec<lde of ehe XXth century, the decadc of war, 
instability and the amhoritarian government in eroa!ia. Howevcr, although the reform of thc 
system of justice currendy cnjoys top political prioritics, its implemcmation meets difficuhics 
from the very outset. Thc beginning of a comprehensive reform was marked by the decision of 
the C:onstitutional Court of March 2000, when the Coun struck several provisions of the laws 
that regulated the role and status of judgcs, criticizing as unconstitutional thc practice of the 
State Judicial Council in the appointmem of judgcs. Among other annulled provisions, the 
Court also mIed that the SJC does not have constitutional powcrs to appoint thc court presi­
dents. At the end of 2000, the constitutional amendments and changes tu the CourtS Act and 
the Act on State Judicial Council introduced a new system of appointment and removal of 
judges and state attorneys. However, the new system encountered a strang opposition among .. 
those who were personally affected by the reform. Tbis paper emphasizcs the paradoxieal turn 
in the roles played by the key aetors: those judieial cirdes that could be auributcd with a major 
responsibility for the poor state of judieial institutions are now converted into the victims of 
"violations of judieial independence" that invoke intervention by international human rights 
organizations (sometimes not without any success). The lack of determination for fundamental 
reforms mixed with systemic difficulties inherent to any judicial reform, as weil as with poSt­
Socialist fetishism of ,.principle of independence of judicial power" may lead to poor chances of 
the success for the reformist endeavors. 

RECHTSANWALT IMMANUEL GEBIIARDT-'/Ass.luR. KERSTIN OLBRICII, LL.M.", 
Peking 

Justizreform in der Volksrepublik China 

Das Rechtssystem hat - wie auch alle anderen Seiten der chinesischen Gesellschaft - seit 1979 
umfassende Reformen erlebt. Diese Anderungen betreffen nicht nur die Chinesen selbst, son­
dern auch die internationale Welt. Je mehr der Finfluss Chinas im internationalen Handelsver­
kehr zunimmt, desto wichtiger ist es auch für das Ausland, dass das Rechtssystem in diesem 
Land in der Lage ist, seine Aufgaben zu erfüllen und Rechtssicherheit zu garantieren. Mit dem 
im Dezember 2001 erfolgten Beitritt Chinds zur WTO wird die chinesische Regierung ver­
pflichtet, die Gesellschaft mehr auf rechtlichen Regelungen zu gründen als dies je der Fall war. 
Größere Aufgaben sind zu erfüllen, wie insbesondere die Umsetzung des Rechtsstaatsprinzips in 
China, wie es sich seine politischen Führer zum Ziel erklärt haben l , Für diese Systemtransfor­
mation ist die Justizreform ein besonders wichtiger Bestandteü. Grund genug. den Stand der 
Justizre/orm in der VR China genauer zu untersuchen, Als Messlatte soll hierbei insbesondere 
der Grad der Unabhängigkeit der Justiz im weiteren Sinne dienen, um festzustellen, inwieweit 
überkommene Kontrollmechanismen zur lnstrumentalisierung der Justiz überwunden wurden 
bzw. noch bestehen. 
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